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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Mustervordrucke fiir Volksentscheide gemif} § 35
der Volksentscheidsverfahrensverordnung

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern
Vom 11. Dezember 2012

Das Ministerium des Innern erlésst zur Ausfiihrung des § 35 der
Volksentscheidsverfahrensverordnung vom 29. Februar 1996
(GVBI. 1T S. 158), der durch Artikel 3 Nummer 20 der Verord-
nung vom 29. Juni 2009 (GVBI. 11 S. 386, 392) gedndert worden
ist, die folgende Verwaltungsvorschrift:

1. Fiir die Vorbereitung und Durchfiihrung von Volksentschei-
den sind die als Anlagen 1 bis 8 beigefiigten Mustervordru-
cke zu verwenden.

2. Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Bekannt-
machung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.

Anlagen 1 bis 8 zur Verwaltungsvorschrift des Ministeriums
des Innern iiber die Mustervordrucke fiir Volksentscheide
gemill § 35 der Volksentscheidsverfahrensverordnung
(VEVVBbg)
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Anlage 2
Mustervordruck 2
zu § 6 Absatz 2 VEVVBbg

Abstimmungsscheinantrag
(Riickseite der Abstimmungsbenachrichtigung)

161

(Abstimmungsscheinantrag bitte bei der Abstimmungsbehérde abgeben Fir amtliche Vermerke

oder bei Postversand im frankierten Umschlag absenden)
eingegangen am:
An die Abstimmungsbehérde
Sperrvermerk ,A" oder ,AB" im
Stimmberechtigtenverzeichnis
eingetragen:

Diesen Abstimmungsscheinantrag nur ausfiillen, unterschreiben und Nummer des -
absenden, wenn Sie Ihr Stimmrecht nicht in lhrem Abstimmungslokal, Abstimmungsscheins:
sondern in einem anderen Stimmbezirk lhres Stimmkreises oder durch

Briefabstimmung ausiiben wollen. Unterlagen

abgesandt/ausgehandigt am:

Antrag auf Erteilung eines Abstimmungsscheins
fur den Volksentscheid Gber am

Ich beantrage die Erteilung eines Abstimmungsscheins fir

Familienname: Wer den Antrag flr eine andere
Vornamen: stimmberechtigte Person stellt,
Geburtsdatum: muss durch Vorlage einer
Wohnung: schriftlichen Vollmacht
nachweisen, dass er dazu
(StraRe, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) berechtigt ist!

Der Abstimmungsschein .
und die Briefabstimmungsunterlagen )

Iy soll/en an meine obige Anschrift gesendet werden.

') soll/en an folgende Anschrift gesendet werden:

| ')  wird/werden abgeholt.

/) Vollmacht:
Ich bevollméachtige zur Entgegennahme des Abstimmungsscheins
mit Briefabstimmungsunterlagen ) Frau/Herrn

(Vor- und Familienname, Stralle, Hausnummer, Postleitzahl und Ort)

(Datum) (Unterschrift)

D) Zutreffendes ankreuzen.

) Falls Briefabstimmung nicht erwlinscht, Wort ,Briefabstimmungsunterlagen* streichen.
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Anlage 3

Mustervordruck 3
zu § 9 Absatz 2 VEVVBbg

Gemeinde Stimmbezirk (Name oder Nummer)
Landkreis b} Stimmkreis (Nummer)
Beurkundung des Abschlusses des Stimmberechtigtenverzeichnisses
fiir den Volksentscheid iiber am

Die in diesem Stimmberechtigtenverzeichnis aufgefiihrten Personen sind fiir den Volksentscheid nach den Vorschriften des § 5
der Volksentscheidsverfahrensverordnung (VEVVBDbg) in Verbindung mit den §§ 12 bis 14 Absatz 5 der Brandenburgischen
Landeswahlverordnung (BbgLWahlV) eingetragen worden. Sie sind nach § 28 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) in
Verbindung mit § 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgL WahlG) stimmberechtigt und nicht nach § 28 VAGBbg
in Verbindung mit § 7 BbglL. WahlG vom Stimmrecht ausgeschlossen.

Die Abstimmungsbehérde hat durch 6ffentliche Bekanntmachung vom
Stimmberechtigtenverzeichnis in der Zeit vom bis
VAGBDbg bereitgelegen hat.

darauf hingewiesen, dass das
zur Einsichtnahme nach § 37 Absatz 3

Die Stimmbezirke und die Abstimmungslokale sowie Ort, Tag und Zeit des Volksentscheides sind den Stimmberechtigten durch
die Abstimmungsbenachrichtigung mitgeteilt worden.

Das Stimmberechtigtenverzeichnis umfasst Blatter.
Berichtigt nach Berichtigt nach
§ 15 VEVVBbg § 15 VEVVBbg
i. V.m. i.V.m.
Kenn- §51 Abs.2Satz2 | §51 Abs. 2 Satz 3
buchstaben Anzahl BbgLWahlV BbgLWahlV
Stimmberechtigte laut
Stimmberechtigtenverzeichnis ohne
Sperrvermerk ,,A* (Abstimmungsschein)
Stimmberechtigte laut
Stimmberechtigtenverzeichnis
mit Sperrmerk ,,A* (Abstimmungsschein)
im Stimmberechtigtenverzeichnis
insgesamt eingetragene Stimmberechtigte Al + A2
Datum: Datum:
Der/Die Der/Die
Abstimmungs- Abstimmungs-
vorsteher/in vorsteher/in

Die Abstimmungsbehdérde

(Dienstsiegel) (Datum) (Unterschrift)

1) Diese Angabe entfillt in kreisfreien Stédten.
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Anlage 4

Mustervordruck 4

zu § 10 Absatz 1 Satz 2 VEVVBbg

(Vorderseite des Abstimmungsscheins)
Abstimmungsschein

Verlorene Abstimmungsscheine werden nicht ersetzt!

Abstimmungsschein
flir den Volksentscheid iiber am

(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

Nur giiltig fiir den Stimmkreis (Nummer):

Frauw/Herr Abstimmungsschein-Nr.:

Stimmberechtigtenverzeichnis-Nr.:

oder vorgesehener Stimmbezirk:

O Erteilung eines Abstimmungsscheins nach
§ 10 Absatz 2 VEVVBbg i. V.m. § 22 Absatz 2 BbgLWahlV

Die oben genannte Person, geboren am , wohnhaft in

(StraBe, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)
kann mit diesem Abstimmungsschein an dem Volksentscheid teilnehmen

1. gegen Abgabe des Abstimmungsscheins unter Vorlage eines giiltigen Personaldokuments (mit Lichtbild) durch
Stimmabgabe in einem beliebigen Abstimmungsbezirk des oben genannten Stimmkreises
oder

durch Briefabstimmung.

[ o]

O Diesem Abstimmungsschein sind Briefabstimmungsunterlagen beigefiigt worden.
Die Abstimmungsbehérde

(Dienstsiegel)

(Datum) (Unterschrift des Beaufiragten [kann bei automatischer Erstellung entfallen])

Wichtiger Hinweis fiir die Briefabstimmung
Nachstehende ,,Versicherung an Eides statt zur Briefabstimmung® bitte nicht ausschneiden.
Sie gehort zum Abstimmungsschein und ist mit Unterschrift, Ortsangabe und Datum zu versehen.
Dann erst diesen Abstimmungsschein mit dem Abstimmungsumschlag in den Abstimmungsbriefumschlag stecken.

Versicherung an Eides statt zur Briefabstimmung
(Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt wird hingewiesen!)

Ich versichere an Eides statt, dass ich den beigefligten Stimmzettel

O personlich O als Hilfsperson gemil dem erklirten Willen der
abstimmenden Person (vgl. Nr. 2 der umseitigen Hinweise)
gekennzeichnet habe.

, den
(Ort) (Datum)
Unterschrift der abstimmenden Person - oder - Unterschrift der Hilfsperson
(Vor- und Familienname) (Vor- und Familienname)

Angaben zur Hilfsperson
Vor- und Familienname:
Anschrifi:

(Wohnort, Strafle, Hausnummer)
Hinweise auf der Riickseite beachten!

163
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(Riickseite des Abstimmungsscheins)

Wichtige Hinweise fiir die Briefabstimmung!

Verfahrensregeln fiir die Briefabstimmung
Der Stimmzettel ist persénlich und unbeobachtet zu kennzeichnen.

Den gekennzeichneten Stimmzettel in den Abstimmungsumschlag legen und den Abstimmungsumschlag dann
verschlieBen.

Die auf dem Abstimmungsschein vorgedruckte ,,Versicherung an Eides statt zur Briefabstimmung™ unter Angabe des
Ortes und des Datums unterschreiben.

Den verschlossenen Abstimmungsumschlag und den unterschriebenen Abstimmungsschein in den
Abstimmungsbriefumschlag legen.

Den Abstimmungsbriefumschlag verschlossen an die auf dem Abstimmungsbriefumschlag angegebene Anschrift
versenden; er kann dort auch abgegeben werden.

Hilfeleistung bei der Stimmabgabe

Der Hilfeleistung einer anderen Person - Hilfsperson - diirfen sich nur die stimmberechtigten Personen bedienen, die des
Lesens unkundig oder wegen einer korperlichen Behinderung nicht in der Lage sind, den Stimmzettel personlich zu
kennzeichnen. Die Hilfsperson hat die ,,Versicherung an Eides statt zur Briefabstimmung® zu unterschreiben. Sie ist zur
Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Stimmabgabe einer anderen Person
erlangt hat.

Sonstige Hinweise

Die briefliche Stimmabgabe ist nur giiltig, wenn der Abstimmungsbrief bis zum Abstimmungstag, 18.00 Uhr, bei der auf
dem Abstimmungsbriefumschlag angegebenen Stelle eingegangen ist.

Der Abstimmungsbrief muss daher rechtzeitig auf den Postweg gegeben werden, und zwar méglichst nicht spiter als
Donnerstagmittag vor dem Abstimmungstag, bei entfernt liegenden Orten noch friiher.

Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist der Abstimmungsbrief nicht freizumachen.

AuBerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist der Abstimmungsbrief grundsitzlich vollstindig freizumachen. Es muss
das im Einlieferungsland zu entrichtende Entgelt gezahlt werden. Auf dem Abstimmungsbriefist unterhalb der Anschrift
das Bestimmungsland ,ALLEMAGNE" oder ,, GERMANY* anzugeben.

Verlorene Stimmzettel, die mit den Briefabstimmungsunterlagen ausgegeben worden sind, werden nicht ersetzt.
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Anlage 5

Mustervordruck 5
zu § 21 Absatz 4 VEVVBbg

(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

Stimmkreis
(Nummer)

O Stimmbezirk

(Name oder Nummer eintragen)

Gemeinde/Stadt: Amt:
(Name der Gemeinde oder Stadt eintragen) (zegebenenfalls Name des Amtes eintragen)

Landkreis:

(gegebenenfalls Name des Landkreises eintragen)

0 Briefabstimmungsvorstand

(Nummer eintragen)

(3 fur die Gemeinde/n

(zegebenenfalls Namen der Gemeinde/n eintragen, fiir die der Briefabstimmungsvorstand gebildet worden ist)

Landkreis:
(gegebenenfalls Name des Landkreises eintragen)
Schnellmeldung
tiber das vorliufige Ergebnis des Volksentscheides iiber am

Die Meldung ist sofort nach Ermittlung des Abstimmungsergebnisses auf dem schnellsten Wege zu erstatten
von der/dem

Abstimmungsvorsteher/in an die Abstimmungsbehérde,
Briefabstimmungsvorsteher/in an die Abstimmungsbehorde,
Briefabstimmungsvorsteher/in an die/den Kreisabstimmungsleiter/in,
Abstimmungsbehorde an die/den Kreisabstimmungsleiter/in,

aaaaaa

Kreisabstimmungsleiter/in an das Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg.

Kennbuchstabej

Al+A

L]

Stimmberechtigte Personen (vom Briefabstimmungsvorstand nicht auszufiillen!)

Abstimmende Personen

Ungiiltige Stimmen

Giiltige Stimmen

Von den giiltigen Stimmen lauteten auf

Jau

(Stimmenzahl)

1 BOHE

.Nein*

(Stimmenzahl)

Die/Der Abstimmungsvorsteher/in
Die/Der Briefabstimmungsvorsteher/in
Die/Der Beauftragte der Abstimmungsbehorde

aaaa

Die/Der Kreisabstimmungsleiter/in

Unterschrift
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Bei telefonischer Weitermeldung Horer erst auflegen, wenn die Zahlen wiederholt worden sind.

Durchgegeben: Uhrzeit: Aufgenommen:

Unterschrift der/des Meldenden Unterschrift der/des Aufnehmenden

Die Schnellmeldung ist nach Ermittlung des Abstimmungsergebnisses sofort weiterzugeben.
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Anlage 6

Mustervordruck 6
zu § 22 Absatz | Satz 1 VEVVBbg

(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

Gemeinde/Stadt: des Amtes

(Name der Gemeinde oder Stadt eintragen) (zegebenenfalls Name des Amtes eintragen)

Landkreis:

(gegebenenfalls Name des Landkreises eintragen)

Stimmbezirk (Name oder Nummer) a Allgemeiner Stimmbezirk
(3 Sonderstimmbezirk
Stimmkreis (Name oder Nummer) O Stimmbezirk mit beweglichem Abstimmungsvorstand

Diese Abstimmungsniederschrift ist von allen anwesenden
Mitgliedern des Abstimmungsvorstands zu unterschreiben.

Abstimmungsniederschrift
iiber die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses im Stimmbezirk
zum Volksentscheid iiber am

1.  Abstimmungsvorstand

Zum Volksentscheid waren fiir den Stimmbezirk vom Abstimmungsvorstand erschienen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion
1. als Abstimmungsvorsteher/in
2. als stellvertretende/r

Abstimmungsvorsteher/in

3. als Beisitzer/in und
Schriftfiihrer/in

4. als Beisitzer/in und
stellvertretende/r Schriftfithrer/in

5. als Beisitzer/in
6. als Beisitzer/in
7. als Beisitzer/in
8. als Beisitzer/in

9. als Beisitzer/in

167
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2.2

2.3
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(3 Es mussten keine Beisitzer durch stimmberechtigte Personen ersetzt werden.

(O An Stelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Abstimmungsvorstands ernannte und
verpflichtete die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher die folgenden anwesenden oder
herbeigerufenen stimmberechtigten Personen zu Mitgliedern des Abstimmungsvorstands:

Vor- und Familiennamen Anschrift Uhrzeit

Als Hilfskrifte waren zugezogen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe

Abstimmungshandlung

Die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher erdffnete die Abstimmungshandlung damit, dass sie oder
er die iibrigen Mitglieder des Abstimmungsvorstands auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres
Amtes und zur Verschwiegenheit {iber die ihnen bei ihrer amtlichen Titigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten
hinwies. Sie oder er belehrte sie {iber ihre Aufgaben.

Abdrucke des Volksabstimmungsgesetzes, der Volksentscheidsverfahrensverordnung und der Brandenburgischen
Landeswahlverordnung lagen im Abstimmungslokal vor.

Der Abstimmungsvorstand stellte fest, dass sich die Abstimmungsurne in ordnungsgemiBem Zustand befand und leer
war. Sodann wurde die Abstimmungsurne

(3  verschlossen; die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher nahm den Schliissel in Verwahrung.

0 versiegelt.

Damit die abstimmenden Personen die Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen konnten, war/en im Abstimmungslokal

0 Abstimmungskabine/n aufgestellt,
(Anzahl)
a Sichtblende/n mit Tisch/en aufgestellt,
(Anzahl)
0 ein Nebenraum hergerichtet, der nur vom Abstimmungslokal aus betretbar war.
0 Nebenrdume hergerichtet, die nur vom Abstimmungslokal aus betretbar waren.

(Anzahl)
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Mit der Stimmabgabe wurde um Uhr Minuten begonnen.

Im Falle eines Sonderstimmbezirkes bitte die Nummer 2.5 streichen
und dann mit Nummer 2.6 fortfahren!

Es war keine Berichtigung des Stimmberechtigtenverzeichnisses erforderlich.

Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher das
Stimmberechtigtenverzeichnis nach dem besonderen Abstimmungsscheinverzeichnis (§ 10 Absatz 2 der
Volksentscheidsverfahrensverordnung in Verbindung mit § 25 Absatz 6 Satz 5 der Brandenburgischen
Landeswahlverordnung), indem sie oder er bei den in diesem Verzeichnis aufgefiihrten Personen in der fiir den
Stimmabgabevermerk vorgesehenen Spalte des Stimmberechtigtenverzeichnisses den Vermerk ,,A“ oder ,,AB*
eintrug. Die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher berichtigte auch die Zahlen der
Abschlussbescheinigung der Abstimmungsbehorde; diese Berichtigung wurde von ihr oder ihm abgezeichnet.

Nach Eingang einer ergidnzenden Mitteilung der Abstimmungsbehorde iiber die Ausstellung von
Abstimmungsscheinen nach § 10 Absatz 2 der Volksentscheidsverfahrensverordnung in Verbindung mit § 25
Absatz 9 Satz 2 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung oder die Ausgabe von Briefabstimmungsunterlagen
nach § 10 Absatz 2 der Volksentscheidsverfahrensverordnung in Verbindung mit § 25 Absatz 9 Satz 4 der
Brandenburgischen Landeswahlverordnung wurde bei den in dem Stimmberechtigtenverzeichnis aufgefiihrten
Personen in der fiir den Stimmabgabevermerk vorgesehenen Spalte des Stimmberechtigtenverzeichnisses der
Vermerk ,,A“ oder ,,AB“ eingetragen. Die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher berichtigte
auch die Zahlen der Abschlussbescheinigung der Abstimmungsbehdérde; diese Berichtigung wurde von ihr oder
ihm abgezeichnet.

Der Abstimmungsvorstand wurde tiber die Ungiiltigkeit von Abstimmungsscheinen nicht unterrichtet.

Der Abstimmungsvorstand wurde von der oder dem
unterrichtet, dass folgende Abstimmungsscheine fiir ungiiltig erklirt worden sind:

(Vor- und Familiennamen der Abstimmungsscheininhaber und ihre Abstimmungsschein-Nummern)
Wihrend der Abstimmungshandlung waren keine besonderen Vorkommnisse zu verzeichnen.

Wihrend der Abstimmungshandlung waren folgende besondere Vorkommnisse zu verzeichnen (z. B.
Zuriickweisung von stimmberechtigten Personen gemiB § 15 der Volksentscheidsverfahrensverordnung in
Verbindung mit § 55 Absatz 5 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung):

Uber die Einzelheiten wurden Niederschriften gefertigt und als Anlagen Nummer _ bis Nummer _ beigefligt.
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Wenn im Stimmbezirk kein beweglicher Abstimmungsvorstand besteht,
bitte mit Nummer 2.10 fortfahren!

Im Stimmbezirk befindet sich

O das (kleinere) Krankenhaus

(Bezeichnung)

O  das (kleinere) Alten- oder Pflegeheim

(Bezeichnung)

O das Kloster

(Bezeichnung)

O die sozialtherapeutische Anstalt

(Bezeichnung)

0 die Justizvollzugsanstalt

(Bezeichnung)

fiir das oder fiir die die Abstimmungsbehorde die Stimmabgabe vor einem beweglichen Abstimmungsvorstand
zugelassen hat.

Der bewegliche Abstimmungsvorstand fiir die oben bezeichnete Einrichtung setzte sich aus folgenden Personen
Zusammen:

Vor- und Familiennamen Funktion

1. als Abstimmungsvorsteher/in oder
stellvertretende/r Abstimmungsvorsteher/in

2. als Beisitzer/in und Schriftfiihrer/in oder
stellvertretende/r Schriftfiihrer/in

als Beisitzer/in

(7S]

Der bewegliche Abstimmungsvorstand begab sich zu der von der Abstimmungsbehérde benannten Abstimmungszeit in
das Abstimmungslokal der Einrichtung. Die Mitglieder des beweglichen Abstimmungsvorstands fiihrten dabei
insbesondere folgende Abstimmungsunterlagen bei sich:

a) leere Stimmzettel sowie
b)  eine leere und verschlossene Abstimmungsurne.

Die Mitglieder des beweglichen Abstimmungsvorstands tiberzeugten sich von dem ordnungsgemifBen Zustand des
Abstimmungslokals der Einrichtung, insbesondere davon, dass eine unbeobachtete Stimmabgabe gewihrleistet war.
Die stimmberechtigten Personen, die nicht lesen kénnen oder wegen einer korperlichen Behinderung nicht in der Lage
sind, den Stimmzettel personlich zu kennzeichnen, wurden darauf hingewiesen, dass sie sich bei der Stimmabgabe der
Hilfe einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen koénnen und dass Hilfsperson auch ein von der
stimmberechtigten Person bestimmtes Mitglied des beweglichen Abstimmungsvorstands sein kann.

Die abstimmenden Personen kennzeichneten die Stimmzettel unbeobachtet und falteten sie so, dass sie beim Einlegen in
die Abstimmungsurne von anderen anwesenden Personen nicht eingesehen werden konnten.

Vor jeder Stimmabgabe iiberzeugte sich der bewegliche Abstimmungsvorstand, dass die jeweilige abstimmende Person
einen flir den Stimmbkreis giiltigen Abstimmungsschein besal3.

Der bewegliche Abstimmungsvorstand vereinnahmte die Abstimmungsscheine und brachte nach Schluss der
Stimmabgaben die verschlossene Abstimmungsurne und die einbehaltenen Abstimmungsscheine unverziiglich in das
Abstimmungslokal des Stimmbezirks zuriick. Hier blieb die verschlossene Abstimmungsurne bis zum Schluss der
allgemeinen Abstimmungszeit unter stdndiger Aufsicht des Abstimmungsvorstands des Stimmbezirks.
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Der bewegliche Abstimmungsvorstand begab sich mit der verschlossenen Abstimmungsurne und den erforderlichen
Stimmzetteln zu den bettldgerigen stimmberechtigten Personen. lhnen wurde Gelegenheit gegeben, ihren Stimmzettel
unbeobachtet zu kennzeichnen. Im Ubrigen verfuhr der bewegliche Abstimmungsvorstand entsprechend dem unter
Nummer 2.8 dargestellten Ablauf.

Um 18 Uhr gab die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher den Ablauf der Abstimmungszeit bekannt.

(J  Danach wurden nur noch die im Abstimmungslokal anwesenden stimmberechtigten Personen zur Stimmabgabe
zugelassen. Der Zutritt zum Abstimmungslokal wurde solange gesperrt, bis die letzte anwesende stimmberechtigte
Person ihre Stimmabgabe beendet hatte. Sodann wurde die Offentlichkeit wieder hergestellt.

] Wegen des grofBlen Andrangs konnten nicht alle um 18 Uhr vor dem Abstimmungslokal anwesenden
stimmberechtigten Personen im Abstimmungslokal warten. Deshalb hatte sich genau um 18 Uhr ein Mitglied des
Abstimmungsvorstands vor das Abstimmungslokal oder auf die StraBBe begeben und alle Personen zuriickgewiesen,
die sich nach 18 Uhr noch anreihen wollten.

Nach der letzten Stimmabgabe um Uhr Minuten erkldrte die Abstimmungsvorsteherin oder der
Abstimmungsvorsteher die Abstimmung fiir geschlossen. Vom Abstimmungstisch wurden alle nicht benutzten
Stimmzettel entfernt.

Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses im Stimmbezirk
Die Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses wurden im unmittelbaren Anschluss an die

) Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Wahl (3 des Deutschen Bundestages

O der Abgeordneten des Europiischen Parlaments
aus der Bundesrepublik Deutschland

O des Landtages Brandenburg
0 Stimmabgaben der abstimmenden Personen

und ohne Unterbrechung unter der Leitung O der Abstimmungsvorsteherin oder des Abstimmungsvorstehers

O der stellvertretenden Abstimmungsvorsteherin oder
des stellvertretenden Abstimmungsvorstehers
vorgenommen.

Ein Mitglied des Abstimmungsvorstands 6ffnete die allgemeine Abstimmungsurne des Stimmbezirks.

Danach wurden die Stimmzettel entnommen und, sofern vorhanden, mit dem Inhalt der Abstimmungsurne des
beweglichen Abstimmungsvorstands vermengt.

Die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher liberzeugte sich, dass sémtliche Abstimmungsurnen leer
waren.

Sodann wurden zum Ersten die Stimmzettel sowie
zum Zweiten die Stimmabgabevermerke im Stimmberechtigtenverzeichnis und die einbehaltenen Abstimmungsscheine
geziihlt.

Die Zihlung der Stimmzettel ergab Stimmzettel.
(= abstimmende Personen)

| An entsprechender Stelle in Abschnitt 4 eintragen! |

Die Zihlung der Stimmabgabevermerke

im Stimmberechtigtenverzeichnis ergab Vermerke.
Mit Abstimmungsschein haben gewihlt Personen.
Gesamtzahl der abstimmenden Personen Personen.

(3.3.2 und 3.3.3 zusammen)
O Dpas Ergebnis der Nummer 3.3.4 stimmte mit dem Ergebnis der Nummer 3.3.1 iiberein.

O Das Ergebnis der Nummer 3.3.4 war um 0 groBer O «kleiner
als das Ergebnis der Nummer 3.3.1.
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Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zéhlung herausstellte, erklérte sich aus folgenden Griinden:

Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer iibertrug aus der (gegebenenfalls berichtigten) Bescheinigung iiber den
Abschluss des Stimmberechtigtenverzeichnisses die Zahl der stimmberechtigten Personen in Abschnitt 4 dieser
Abstimmungsniederschrift (Kennbuchstaben Al und A2 sowie Al + A2).

Nunmehr bildeten mehrere Beisitzer unter Aufsicht der Abstimmungsvorsteherin oder des Abstimmungsvorstehers
folgende Stimmzettelstapel und behielten sie unter Aufsicht:

a) einen Stapel aus den Stimmzetteln, die zweifelsfrei auf ,,Ja” lauteten,
b) einen Stapel aus den Stimmzetteln, die zweifelsfrei auf ,Nein® lauteten,
¢) einen Stapel mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln sowie

d) einen Stapel aus den Stimmzetteln, die Anlass zu Bedenken gaben und iiber die spéter vom Abstimmungsvorstand
Beschluss zu fassen war.

Der Stapel zu Buchstabe d wurde von einem Mitglied des Abstimmungsvorstands in Verwahrung genommen.

Die Beisitzer, die die nach den Buchstaben a und b geordneten Stapel unter ihrer Aufsicht hatten, tibergaben einen Stapel
der Abstimmungsvorsteherin oder dem Abstimmungsvorsteher und den anderen Stapel der Stellvertreterin oder dem
Stellvertreter. Diese priiften, ob die Kennzeichnung der Stimmzettel eines jeden Stapels gleich lautete und sagten zu
jedem Stapel laut an, dass die Stimmzettel des Stapels auf ,Ja* oder ,Nein* lauteten. Gab ein Stimmzettel Anlass zu
Bedenken, so wurde er dem Stapel zu Buchstabe d beigefligt.

Hierauf priifte die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher den Stapel zu Buchstabe ¢ mit den
ungekennzeichneten Stimmzetteln, die ihr oder ihm hierzu von dem Mitglied des Abstimmungsvorstands, das sie in
Verwahrung hatte, iibergeben wurden. Die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher sagte laut an, dass
hier die Stimmen ungiiltig sind.

Danach zihlten je zwei von der Abstimmungsvorsteherin oder dem Abstimmungsvorsteher bestimmte Beisitzer
nacheinander die zu den Buchstaben a bis ¢ gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermittelten die
jeweilige Zahl der giiltigen Stimmen, die auf,,Ja* und die auf ,,Nein“ lauteten, sowie die jeweilige Zahl der giiltigen und
ungiiltigen Stimmen. Die Beisitzer sagten die ermittelten Stimmenzahlen laut an. Die so ermittelten Stimmenzahlen
wurden als Zwischensummen 1 (ZS I) von der Schriftfiihrerin oder dem Schriftfiihrer in Abschnitt 4 dieser
Abstimmungsniederschrift eingetragen.

Die Zihlungen nach 3.5.2 verliefen wie folgt:
0 Unstimmigkeiten bei den Zdhlungen haben sich nicht ergeben.

) Da sich zahlenmiBige Abweichungen ergaben, zihlten die beiden Beisitzer den betreffenden Stapel nacheinander
erneut. Danach ergab sich Ubereinstimmung zwischen den Zihlungen.

Zum Schluss entschied der Abstimmungsvorstand tiber die Giiltigkeit der Stimmen, die auf den iibrigen in dem Stapel zu
Buchstabe d ausgesonderten Stimmzetteln abgegeben worden waren. Die Abstimmungsvorsteherin oder der
Abstimmungsvorsteher gab die Entscheidung miindlich bekannt und sagte jeweils bei giiltigen Stimmen laut an, ob sie
auf,Ja“ oder ,,Nein* lauteten. Sie oder er vermerkte auf der Riickseite jedes Stimmzettels, ob die Stimme fuir giiltig oder
ungiiltig erkldrt worden war und versah die Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern. Die so ermittelten giiltigen und
ungiiltigen Stimmen wurden als Zwischensummen 11 (ZS IT) von der Schriftfiihrerin oder dem Schriftfiihrer in Abschnitt 4
dieser Abstimmungsniederschrift eingetragen.

Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer zihlte die Zwischensummen der giiltigen Stimmen, die jeweils auf, Ja*“ oder
»Nein® lauteten, sowie die Zwischensummen der giiltigen und ungiiltigen Stimmen zusammen. Zwei von der
Abstimmungsvorsteherin oder dem Abstimmungsvorsteher bestimmte Beisitzer liberpriiften die Zusammenzihlung.
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Die von der Abstimmungsvorsteherin oder dem Abstimmungsvorsteher bestimmten Beisitzer sammelten
a) die Stimmzettel, die auf,,Ja* lauteten,

b) die Stimmzettel, die auf ,,Nein* lauteten,

¢) die ungekennzeichneten Stimmzettel und

d) die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gegeben hatten,

je fuir sich und behielten sie unter ihrer Aufsicht.

Die in Buchstabe d bezeichneten Stimmzettel sind als Anlagen unter den fortlaufenden Nummern bis
beigefligt.

Das im nachstehenden Abschnitt 4 enthaltene Ergebnis wurde vom Abstimmungsvorstand als das Abstimmungsergebnis
im Stimmbezirk festgestellt und von der Abstimmungsvorsteherin oder dem Abstimmungsvorsteher miindlich bekannt
gegeben.

Abstimmungsergebnis im Stimmbezirk

Die Kennbuchstaben fiir die Zahlenangaben sind auf allen Vordrucken aufeinander abgestimmt! |

1

2

Stimmberechtigte Personen laut Stimmberechtigtenverzeichnis ohne Sperrvermerk ,,A*

Stimmberechtigte Personen laut Stimmberechtigtenverzeichnis mit Sperrvermerk ,,A*

Al1+A2 Im Stimmberechtigtenverzeichnis insgesamt eingetragene stimmberechtigte Personen

Die vorstehenden Zahlenangaben sind der (berichtigten) Bescheinigung

iiber den Abschluss des Stimmberechtigtenverzeichnisses zu entnehmen!

Abstimmende Personen insgesamt (vgl. Nummer 3.3.1)

darunter abstimmende Personen mit Abstimmungsschein (vgl. Nummer 3.3.3)

Ergebnis der Abstimmung im Stimmbezirk

Zwischen- Zwischen-
summe I summe II :
insgesamt
Zs 1) (S 11) ;
C | Ungiiltige Stimmen
Zwischen- Zwischen-
enss . summe | summe II .
Von den giiltigen Stimmen lauteten auf (ZS 1) (ZS IN) insgesamt
D1 Ja
D2 ,»Nein“
D | Giiltige Stimmen insgesamt




174 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 5 vom 6. Februar 2013

5.  Abschluss der Feststellung des Abstimmungsergebnisses

5.1 Bei der Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses

(3 waren keine besonderen Vorkommnisse zu verzeichnen.

O waren folgende besonderen Vorkommnisse zu verzeichnen:

Der Abstimmungsvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschliisse:

5.2 O Kein Mitglied des Abstimmungsvorstands beantragte vor Unterzeichnung der Abstimmungsniederschrift eine
erneute Zihlung der Stimmen.

O Das Mitglied oder die Mitglieder des Abstimmungsvorstands

(Vor- und Familiennamen)

beantragte/n vor Unterzeichnung der Abstimmungsniederschrift eine erneute Zihlung der Stimmen, weil

(Angabe der Griinde)

Daraufhin  wurde der Zihlvorgang (vgl. Nummer 3.5) wiederholt. Das in Abschnitt 4 dieser
Abstimmungsniederschrift enthaltene Abstimmungsergebnis fiir den Stimmbezirk wurde

J  mit dem gleichen Ergebnis erneut festgestellt
(3  miteinem Schreibstift anderer Farbe berichtigt
und von der Abstimmungsvorsteherin oder dem Abstimmungsvorsteher miindlich bekannt gegeben.

53 Das Abstimmungsergebnis aus Abschnitt 4 dieser Abstimmungsniederschrift wurde auf den Vordruck fiir die
Schnellmeldung (gemifB dem Mustervordruck 5) {ibertragen und auf schnellstem Wege

O telefonisch,
d per Fax,
(3 durch Boten,
D T
(gef. sonstigen Ubermittlungsweg angeben)
der

Abstimmungsbehorde

aa

(gef. Name oder Bezeichnung des sonstigen Adressaten der Ubermittlung eintragen)

iibermittelt.
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Wihrend der Abstimmungshandlung waren immer mindestens drei, wihrend der Ermittlung und Feststellung des
Abstimmungsergebnisses immer mindestens fiinf Mitglieder des Abstimmungsvorstands, darunter jeweils die
Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher und die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer oder ihre
Stellvertreter, anwesend.

Die Abstimmungshandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses waren 6ffentlich.

Vorstehende Abstimmungsniederschrift wurde von den Mitgliedern des Abstimmungsvorstands genehmigt und von
ihnen unterschrieben:

,den
(Ort) (Datum)

Die Abstimmungsvorsteherin
oder der Abstimmungsvorsteher: Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer:

Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter: Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter:

Die iibrigen Beisitzer:

(J  Kein Mitglied des Abstimmungsvorstands verweigerte die Unterzeichnung dieser Abstimmungsniederschrift.

O Das Mitglied oder die Mitglieder des Abstimmungsvorstands

(Vor- und Familiennamen)

verweigerte/n die Unterzeichnung dieser Abstimmungsniederschrift, weil

(Angabe der Griinde)

Nach Schluss des Abstimmungsgeschiifts wurden alle Stimmzettel und Abstimmungsscheine, die nicht dieser
Abstimmungsniederschrift als Anlagen beigefiigt sind, wie folgt geordnet, gebiindelt und verpackt:

a) ein Paket mit den Stimmzetteln, die auf,,Ja* lauteten,

b) ein Paket mit den Stimmzetteln, die auf ,,Nein“ lauteten,
c¢) ein Paket mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln,

d) ein Paket mit den eingenommenen Abstimmungsscheinen,
e) ein Paket mit den unbenutzten Stimmzetteln.

Die Pakete zu den Buchstaben a bis d wurden versiegelt und mit dem Namen der Abstimmungsbehérde, der Bezeichnung
des Stimmbezirks und der Inhaltsangabe versehen.
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5.9  Nach Beendigung des Abstimmungsgeschifis iibergab die Abstimmungsvorsteherin oder der Abstimmungsvorsteher der
Abstimmungsbehérde am

s Uhr Minuten,

a) diese Abstimmungsniederschrift mit allen Anlagen,

b) die Pakete wie in Nummer 5.8 beschrieben,

¢) das Stimmberechtigtenverzeichnis,

d) die einbehaltenen Abstimmungsbenachrichtigungen,

e) die Abstimmungsurne/n (gegebenenfalls mit Schloss und Schliissel) sowie

f) alle dem Abstimmungsvorstand sonst zur Verfligung gestellten Gegenstinde und Unterlagen.

Die Abstimmungsvorsteherin
oder der Abstimmungsvorsteher

Von der oder dem Beaufiragten der Abstimmungsbehorde wurde diese Abstimmungsniederschrift nebst den darin
verzeichneten Anlagen sowie die in Nummer 5.9 genannten Gegenstinde und Unterlagen am

, Uhr Minuten,
auf Vollstindigkeit iberpriift und tibernommen.
(Vor- und Familiennamen der oder des Beaufiragten) (Unterschrift der oder des Beauftragten)
Achtung!

Es ist sicherzustellen, dass die Abstimmungsniederschrift nebst den darin verzeichneten Anlagen sowie die in Num-
mer 5.9 genannten Gegenstinde und Unterlagen unbefugten Personen nicht zuginglich sind.
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Anlage 7

Mustervordruck 7
zu § 24 Absatz 5 Satz 1 VEVVBbg

(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

Gemeinde/Stadt: des Amtes

(zegebenenfalls Name der Gemeinde oder Stadt eintragen) (gegebenenfalls Name des Amtes eintragen)

Landkreis:

(gegebenenfalls Name des Landkreises eintragen)

Briefabstimmungsvorstand (Nummer) fiir

den Stimmkreis (Name oder Nummer)

O die Gemeinde/n

(gegebenenfalls Namen der Gemeinden eintragen, fiir die der Briefabstimmungsvorstand gebildet worden ist)

Diese Abstimmungsniederschrift ist von allen anwesenden
Mitgliedern des Briefabstimmungsvorstands zu unterschreiben.

Abstimmungsniederschrift
iiber die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefabstimmung
zum Volksentscheid iiber am

1.  Briefabstimmungsvorstand

Zum Volksentscheid waren zur Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefabstimmung vom
Briefabstimmungsvorstand erschienen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion
1. als Briefabstimmungsvorsteher/in
2. als stellvertretende/r

Briefabstimmungsvorsteher/in

3. als Beisitzer/in und
Schriftfiihrer/in

4. als Beisitzer/in und
stellvertretende/r Schriftfiihrer/in

5. als Beisitzer/in
6. als Beisitzer/in
7. als Beisitzer/in
8. als Beisitzer/in

9. als Beisitzer/in
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a

Es mussten keine Beisitzer durch stimmberechtigte Personen ersetzt werden.

(J  An Stelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Briefabstimmungsvorstands ernannte und
verpflichtete die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher die folgenden anwesenden
oder herbeigerufenen stimmberechtigten Personen zu Mitgliedern des Briefabstimmungsvorstands:

Vor- und Familiennamen Anschrift Uhrzeit
1.
2.
3.

Als Hilfskriifte waren zugezogen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe

Zulassung der Abstimmungsbriefe

Die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher erdffnete die Verhandlung um Uhr
damit, dass sie oder er die iibrigen Mitglieder des Briefabstimmungsvorstands auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen
Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit {iber die ihnen bei ihrer amtlichen Titigkeit bekannt gewordenen
Angelegenheiten hinwies. Sie oder er belehrte sie tiber ihre Aufgaben.

Abdrucke des Volksabstimmungsgesetzes, der Volksentscheidsverfahrensverordnung und der Brandenburgischen
Landeswahlverordnung lagen bereit.

Der Briefabstimmungsvorstand stellte fest, dass sich die Abstimmungsurne in ordnungsgemiflem Zustand befand und
leer war. Sodann wurde die Abstimmungsurne

O  verschlossen; die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher nahm den Schliissel in
Verwahrung.

0 versiegelt.
Der Briefabstimmungsvorstand stellte fest, dass
O die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter

O cine Beaufiragte oder ein Beauftragter der Abstimmungsbehdrde

0

(gegebenenfalls Name oder Bezeichnung des sonstigen Uberbringers eintragen)

Abstimmungsbriefe und
(Anzahl)

(3 kein Verzeichnis der fiir ungiiltig erkldrten Abstimmungsscheine und keine Nachtrige zu diesem Verzeichnis
iibergeben hat.
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(O das Verzeichnis der fiir ungiiltig erklirten Abstimmungsscheine sowie Nachtrag oder Nachtriige zu
diesem Verzeichnis iibergeben hat. (Anzahl)

Die Abstimmungsbriefe mit den in dem Verzeichnis aufgefiihrten Abstimmungsscheinen wurden ausgesondert und
spiter dem Briefabstimmungsvorstand zur besonderen Beschlussfassung vorgelegt (vergleiche Nummer 2.6 dieser
Abstimmungsniederschrift).

Die Abstimmungsbriefe wurden
O  vor Ablauf der Abstimmungszeit

O nach Ablauf der Abstimmungszeit

vor dem Offnen der Abstimmungsurne wie folgt behandelt:

Ein von der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungsvorsteher bestimmtes Mitglied des Briefabstim-
mungsvorstands 6ffnete die Abstimmungsbriefe nacheinander, entnahm ihnen jeweils den Abstimmungsschein und den
Abstimmungsumschlag und iibergab jeweils beide der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungs-
vorsteher. Nachdem weder der Abstimmungsschein noch der Abstimmungsumschlag zu beanstanden war, legte die
Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher den Abstimmungsumschlag in die Abstimmungsurne.
Ein Mitglied des Briefabstimmungsvorstands sammelte die Abstimmungsscheine ein.

O Die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter

O Eine Beauftragte oder ein Beaufiragter der Abstimmungsbehérde

0

(gegebenenfalls Name oder Bezeichnung des sonstigen Uberbringers eintragen)

{iberbrachte um Uhr weitere
(Anzahl)

Abstimmungsbriefe, die am Abstimmungstag noch vor Schluss der Abstimmungszeit eingegangen waren. Bei ihnen
wurde gemdB Nummer 2.4 dieser Abstimmungsniederschrift verfahren.

Es wurden insgesamt Abstimmungsbriefe beanstandet.
(Anzahl)

Davon wurden durch Beschluss des Briefabstimmungsvorstands zuriickgewiesen:

Abstimmungsbriefe, weil der Abstimmungsbriefumschlag keinen oder keinen giiltigen

(Anzahl) Abstimmungsschein enthalten hat,

Abstimmungsbriefe, weil dem Abstimmungsbriefumschlag kein Abstimmungsumschlag beigefligt

{Anzahl) war,

Abstimmungsbriefe, weil weder der Abstimmungsbriefumschlag noch der Abstimmungsumschlag

(Anzahl) verschlossen war,

Abstimmungsbriefe, weil der Abstimmungsbriefumschlag mehrere Abstimmungsumschlige, aber

(Anzahl) nicht die gleiche Anzahl giiltiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt zur

Briefabstimmung versehener Abstimmungsscheine enthalten hat,

Abstimmungsbriefe, weil die stimmberechtigte Person oder die Hilfsperson die vorgeschriebene

(Anzahl) Versicherung an Eides statt zur Briefabstimmung nicht unterschrieben hat,

Abstimmungsbriefe, weil kein amtlicher Abstimmungsumschlag benutzt worden war,

(Anzahl)

Abstimmungsbriefe, weil ein Abstimmungsumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in einer

(Anzahl) das Abstimmungsgeheimnis gefihrdenden Weise von den iibrigen abwich oder einen deutlich

fiihlbaren Gegenstand enthalten hat.

Summe der zuriickgewiesenen Abstimmungsbriefe
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Die zuriickgewiesenen Abstimmungsbriefe wurden samt Inhalt ausgesondert, mit einem Vermerk iiber den
Zuriickweisungsgrund versehen, wieder verschlossen, fortlaufend nummeriert und dieser Abstimmungsniederschrift
beigefiigt.

Aufgrund besonderer Beschlussfassung wurden Abstimmungsbriefe zugelassen und
(Anzahl)
nach der Nummer 2.4 dieser Abstimmungsniederschrift behandelt.

War Anlass der Beschlussfassung der Abstimmungsschein, so wurde dieser der Abstimmungsniederschrift beigefiigt.
Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefabstimmung

Nachdem alle bis 18 Uhr eingegangenen Abstimmungsbriefe gedffnet, die Abstimmungsumschlige enthommen und in
die Abstimmungsurne gelegt worden waren, wurde die Abstimmungsurne um Uhr gedffnet. Die
Abstimmungsumschlige wurden entnommen. Die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher
tiberzeugte sich, dass die Abstimmungsurne leer war.

Sodann wurden zum Ersten die Abstimmungsumschlige sowie zum Zweiten die Abstimmungsscheine gezihlt.

Die Zihlung der Abstimmungsumschléige ergab Abstimmungsumschlige. ; zugleich
(= abstimmende Personen)

[ An entsprechender Stelle in Abschnitt 4 eintragen! |

Die Zihlung der Abstimmungsscheine ergab Abstimmungsscheine.

O Die in Nummer 3.2.1 festgestellte Anzahl der Abstimmungsumschlige stimmte mit der in Nummer 3.2.2
festgestellten Anzahl der Abstimmungsscheine iiberein.

[ Die in Nummer 3.2.1 festgestellte Anzahl der Abstimmungsumschlidge war um a griBer

O «kleiner
als die in Nummer 3.2.2 festgestellte Anzahl der Abstimmungsscheine.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zihlung herausstellte, erklirte sich aus folgenden Griinden:

Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer iibertrug die Zahl der abstimmenden Personen in Abschnitt 4 dieser
Abstimmungsniederschrift (Kennbuchstabe B).

Nunmehr  offneten mehrere  Beisitzer unter Aufsicht der Briefabstimmungsvorsteherin  oder des
Briefabstimmungsvorstehers die Abstimmungsumschlige und nahmen die Stimmzettel heraus. Enthielt ein
Abstimmungsumschlag mehrere Stimmzettel, so wurden diese wieder in den betreffenden Abstimmungsumschlag gelegt.
Sodann bildeten die Beisitzer die folgenden Stapel und behielten sie unter Aufsicht:

a) einen Stapel aus den Stimmzetteln, die zweifelsfrei auf,,Ja* lauteten,

b) einen Stapel aus den Stimmzetteln, die zweifelsfrei auf ,Nein* lauteten,

c) einen Stapel mit den Abstimmungsumschligen, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthalten, sowie den
ungekennzeichneten Stimmzetteln,

d) einen Stapel aus Abstimmungsumschlidgen und Stimmzetteln, die Anlass zu Bedenken gaben und iiber die spéter vom
Briefabstimmungsvorstand Beschluss zu fassen war.

Der Stapel zu Buchstabe d wurde von einem Mitglied des Briefabstimmungsvorstands in Verwahrung genommen.
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Die Beisitzer, die die nach den Buchstaben a und b geordneten Stapel unter ihrer Aufsicht hatten, {ibergaben einen Stapel
der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungsvorsteher und den anderen Stapel der Stellvertreterin oder
dem Stellvertreter. Diese priiften, ob die Kennzeichnung der Stimmzettel eines jeden Stapels gleich lautete und sagten zu
jedem Stapel laut an, ob die Stimmzettel des Stapels auf ,Ja* oder ,Nein* lauteten. Gab ein Stimmzettel Anlass zu
Bedenken, so wurde er dem Stapel zu Buchstabe d beigefiigt.

Hierauf priifte die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher den Stapel zu Buchstabe ¢ mit den
Abstimmungsumschlidgen, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthielten, und mit den ungekennzeichneten
Stimmzetteln, die ihr oder ihm hierzu von dem Mitglied des Briefabstimmungsvorstands, das sie in Verwahrung hatte,
tibergeben wurden. Die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher sagte laut an, dass hier die
Stimmen ungiiltig sind.

Danach zihlten je zwei von der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungsvorsteher bestimmte Beisitzer
nacheinander die zu den Buchstaben a bis ¢ gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermittelten die
jeweilige Zahl der giiltigen Stimmen, die auf ,,Ja* und die auf ,,Nein* lauteten, sowie die jeweilige Zahl der giiltigen und
ungiiltigen Stimmen. Die Beisitzer sagten die ermittelten Stimmenzahlen laut an. Die so ermittelten Stimmenzahlen
wurden als Zwischensummen [ (ZS 1) von der Schriftfiihrerin oder dem Schriftfiihrer in Abschnitt 4 dieser
Abstimmungsniederschrift eingetragen.

Die Zihlungen nach 3.4.2 verliefen wie folgt:
a Unstimmigkeiten bei den Zéhlungen haben sich nicht ergeben.

0 Da sich zahlenmiiBige Abweichungen ergaben, zihlten die beiden Beisitzer den betreffenden Stapel nacheinander
erneut. Danach ergab sich Ubereinstimmung zwischen den Zihlungen.

Zum Schluss entschied der Briefabstimmungsvorstand iiber die Giiltigkeit der Stimmen, die auf den iibrigen in dem
Stapel zu Buchstabe d ausgesonderten Stimmzetteln abgegeben worden waren. Die Briefabstimmungsvorsteherin oder
der Briefabstimmungsvorsteher gab die Entscheidung miindlich bekannt und sagte jeweils bei giiltigen Stimmen laut an,
ob sie auf ,Ja* oder ,Nein“ lauteten. Sie oder er vermerkte auf der Riickseite jedes Stimmzettels, ob die Stimme fiir
giiltig oder ungiiltig erkldrt worden war, und versah die Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern. Die so ermittelten
giiltigen und ungiiltigen Stimmen wurden als Zwischensummen I (ZS 1I) von der Schriftfiihrerin oder dem Schriftfiihrer
in Abschnitt 4 dieser Abstimmungsniederschrift eingetragen.

Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer zéhlte die Zwischensummen der giiltigen Stimmen, die jeweils auf ,,Ja* oder
»Nein® lauteten, sowie die Zwischensummen der giiltigen und ungiiltigen Stimmen zusammen. Zwei von der
Briefabstimmungsvorsteherin  oder dem Briefabstimmungsvorsteher bestimmte Beisitzer {iberpriiften die
Zusammenzihlung.

Die von der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungsvorsteher bestimmten Beisitzer sammelten

a) die Stimmzettel, die auf ,,Ja* lauteten,

b) die Stimmzettel, die auf ,,Nein* lauteten,

¢) die Abstimmungsumschlige, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthielten, und die ungekennzeichneten
Stimmzettel sowie

d) die Abstimmungsumschlige, die Anlass zu Bedenken gegeben hatten, mit den zugehdrigen Stimmzetteln sowie
die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gegeben hatten,

je fiir sich und behielten sie unter ihrer Aufsicht.

Die in Buchstabe d bezeichneten Abstimmungsumschlige und Stimmzettel sind als Anlagen unter den fortlaufenden
Nummern bis beigefligt.

Das im nachstehenden Abschnitt 4 enthaltene Ergebnis wurde vom Briefabstimmungsvorstand als das Ergebnis der
Briefabstimmung festgestellt und von der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungsvorsteher miindlich
bekannt gegeben.
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[Die Kennbuchstaben fiir die Zahlenangaben sind auf allen Vordrucken aufeinander abgestimmt!

Abstimmende Personen insgesamt (zugleich ; vergleiche Nummer 3.2.1)

Ergebnis der Briefabstimmung

Zwischen- Zwischen-
summe | summe I insgesamt
(ZS1) (ZS 1I)
C | Ungiiltige Stimmen
Zwischen- Zwischen-
summe | summe II insgesamt
Von den giiltigen Stimmen lauteten auf (ZST1) (ZS 1)
D1 wJa
D2 ,.Nein“

D | Giiltige Stimmen insgesamt

5. Abschluss der Feststellung des Ergebnisses der Briefabstimmung

5.1 Bei der Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefabstimmung
J  waren keine besonderen Vorkommnisse zu verzeichnen.

O  waren folgende besonderen Vorkommnisse zu verzeichnen:

Der Briefabstimmungsvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschliisse:
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Kein Mitglied des Briefabstimmungsvorstands beantragte vor Unterzeichnung der Abstimmungsniederschrift eine
erneute Zihlung der Stimmen.

Das Mitglied oder die Mitglieder des Briefabstimmungsvorstands

(Vor- und Familiennamen)

beantragte/n vor Unterzeichnung der Abstimmungsniederschrift eine erneute Zihlung der Stimmen, weil

(Angabe der Griinde)

Darauthin wurde der Zihlvorgang (vgl. Nummer 3.4) wiederholt. Das in Abschnitt 4 dieser
Abstimmungsniederschrift enthaltene Ergebnis der Briefabstimmung wurde

O mit dem gleichen Ergebnis erneut festgestellt

[ mit einem Schreibstift anderer Farbe berichtigt

und von der Briefabstimmungsvorsteherin oder dem Briefabstimmungsvorsteher miindlich bekannt gegeben.

Das Ergebnis der Briefabstimmung aus Abschnitt 4 dieser Abstimmungsniederschrift wurde auf den Vordruck fiir die
Schnellmeldung (gemih dem Mustervordruck 5) iibertragen und auf schnellstem Wege

0

& Qaa

aaa

telefonisch,
per Fax,
durch Boten,

(gef. sonstigen Ubermittlungsweg angeben)

Kreisabstimmungsleiterin oder dem Kreisabstimmungsleiter

Abstimmungsbehorde

(ggf. Name oder Bezeichnung des sonstigen Adressaten der Ubermittlung eintragen)

iibermittelt.

Wihrend der Zulassung der Abstimmungsbriefe waren immer mindestens drei, wihrend der Ermittlung und Feststellung
des Ergebnisses der Briefabstimmung immer mindestens fiinf Mitglieder des Briefabstimmungsvorstands, darunter
jeweils die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher und die Schriftfithrerin oder der
Schriftfiihrer oder ihre Stellvertreter, anwesend.

Die Zulassung der Abstimmungsbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefabstimmung
waren offentlich.
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5.6 Vorstehende Abstimmungsniederschrift wurde von den Mitgliedern des Briefabstimmungsvorstands genehmigt und von
ihnen unterschrieben:

,den
(Ort) (Datum)
Die Briefabstimmungsvorsteherin
oder der Briefabstimmungsvorsteher: Die Schriftfithrerin oder der Schriftfiihrer:
Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter: Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter:

Die {ibrigen Beisitzer:

5.7 0  Kein Mitglied des Briefabstimmungsvorstands verweigerte die Unterzeichnung dieser Abstimmungsniederschrift.

0  Das Mitglied oder die Mitglieder des Briefabstimmungsvorstands

(Vor- und Familiennamen)

verweigerte/n die Unterzeichnung dieser Abstimmungsniederschrift, weil

(Angabe der Griinde)

5.8 Nach Schluss des Abstimmungsgeschifts wurden alle Stimmzettel und Abstimmungsscheine, die nicht dieser
Abstimmungsniederschrift als Anlagen beigefiigt sind, wie folgt geordnet, gebiindelt und verpackt:

a) ein Paket mit den Stimmzetteln, die auf’,,Ja* lauteten,

b) ein Paket mit den Stimmzetteln, die auf ,,Nein* lauteten,

c) ein Paket mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln,

d) ein Paket mit den Abstimmungsumschligen, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthielten, sowie
e) ein Paket mit den eingenommenen Abstimmungsscheinen.

Die Pakete wurden versiegelt und mit der Nummer des Briefabstimmungsvorstands sowie der Inhaltsangabe versehen.
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Nach Beendigung des Abstimmungsgeschiifis iibergab die Briefabstimmungsvorsteherin oder der Briefabstimmungsvorsteher

)
)

am
a)
b)
©)
d)

¢)

der oder dem Beauftragten der Kreisabstimmungsleiterin oder des Kreisabstimmungsleiters

der oder dem Beauftragten der Abstimmungsbehérde

s Uhr Minuten,

diese Abstimmungsniederschrift mit allen Anlagen,
die Pakete wie in Nummer 5.8 beschrieben,
gegebenenfalls das Verzeichnis der fiir ungiiltig erklédrten Abstimmungsscheine einschlieBlich etwaiger Nachtrige,

die Abstimmungsurne/n (gegebenenfalls mit Schloss und Schliissel) sowie

alle dem Briefabstimmungsvorstand sonst zur Verfligung gestellten Gegenstinde und Unterlagen.

Die Briefabstimmungsvorsteherin
oder der Briefabstimmungsvorsteher

Von der oder dem Beauftragten

0
)

der Kreisabstimmungsleiterin oder des Kreisabstimmungsleiters

der Abstimmungsbehérde

wurde diese Abstimmungsniederschrift nebst den darin verzeichneten Anlagen sowie die in Nummer 5.9 genannten
Gegenstinde und Unterlagen am

R Uhr Minuten,
auf Vollstindigkeit iiberpriift und iibernommen.
(Vor- und Familiennamen der oder des Beauftragten) (Unterschrift der oder des Beauftragten)
Achtung!

Es ist sicherzustellen, dass die Abstimmungsniederschrift nebst den darin verzeichneten Anlagen sowie die in Num-
mer 5.9 genannten Gegenstdnde und Unterlagen unbefugten Personen nicht zugénglich sind.
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Anlage 8
Mustervordruck 8
zu § 25 Absatz 4 Satz |

(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

Stimmkreis
(Nummer)

Abstimmungsprotokoll
iiber die Sitzung des Kreisabstimmungsausschusses
zur Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses im Stimmkreis
zum Volksentscheid iiber am

1. Zur Ermittlung und Feststellung der Abstimmung im Stimmbkreis
(Nummer)
trat heute nach ordnungsgeméiBer Ladung der Kreisabstimmungsausschuss zusammen.

Es waren erschienen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion

1. als Vorsitzende/r

2. als Stellvertreter/in
der/des Vorsitzenden

3. als Beisitzer/in
(3 und Schriftfiihrer/in

4. als Beisitzer/in
5. als Beisitzer/in
6. als Beisitzer/in
7. als Beisitzer/in

Als Hilfskrifte waren zugezogen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe

1. als CISchriftfihrer/in
)

[¥5]

Ort und Zeit der Sitzung sowie die Tagesordnung waren gemil § 1 Absatz 2 der Volksentscheidsverfahrensverordnung
(VVEVBbg) in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung (BbgLWahlV)
sowie § 30 Absatz 6 VEVVBbg 6ffentlich bekannt gemacht worden.
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Die oder der Vorsitzende erdffnete um Uhr die Sitzung.

Die oder der Vorsitzende wies die erstmals an der Sitzung des Kreisabstimmungsausschusses teilnehmenden Beisitzer
und die Schriftfithrerin oder den Schriftfiihrer auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und
zur Verschwiegenheit {iber die ihnen bei ihrer amtlichen Titigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin.

Die oder der Vorsitzende legte dem Kreisabstimmungsausschuss insgesamt Abstimmungsniederschriften der
Abstimmungsvorstinde und Briefabstimmungsvorstéinde vor. (Anzahl)
Im Einzelnen wurden vorgelegt:

Abstimmungsniederschriften der Abstimmungsvorstinde fur allgemeine Stimmbezirke,
(Anzahl) (Anzahl)

Abstimmungsniederschriften der Abstimmungsvorstiinde fiir Sonderstimmbezirke,
(Anzahl) (Anzahl)

Abstimmungsniederschriften der Briefabstimmungsvorstinde
{Anzahl)

sowie die als Anlage beigefligte Hauptzusammenstellung (§ 25 Absatz 1 Satz 2 VVEVBbg).

Der Kreisabstimmungsausschuss ermittelte,
dass die Beschliisse der Abstimmungsvorstinde und Briefabstimmungsvorstinde zu

[ keinen

O folgenden
Beanstandungen oder Bedenken Anlass gaben:

O Der Kreisabstimmungsausschuss traf dazu folgende Entscheidungen:

O Der Kreisabstimmungsausschuss nahm rechnerische Berichtigungen in der Abstimmungsniederschrift

- des Abstimmungsvorstands

(Name oder Nummer des Stimmbezirks)

- des Abstimmungsvorstands

(Name oder Nummer des Stimmbezirks)

- des Briefabstimmungsvorstands

(Nummer)

vor und vermerkte dies in den betreffenden Wahlniederschriften.

O Der Kreisabstimmungsausschuss beschloss abweichend von den Entscheidungen

- des Abstimmungsvorstands

(Name oder Nummer des Stimmbezirks)

- des Abstimmungsvorstands

(Name oder Nummer des Stimmbezirks)

- des Briefabstimmungsvorstands

(Nummer)

iiber die Giiltigkeit von Stimmen und vermerkte dies in der oder den betreffenden Abstimmungsniederschrift/en
sowie auf der Riickseite der betreffenden Stimmzettel.
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24 O Nicht aufgekldrt werden konnten folgende Bedenken:

3. Die Aufrechnung der Ergebnisse simtlicher Stimmbezirke einschlielich des Ergebnisses der Briefabstimmung ergab
folgende Gesamtergebnisse fiir den Stimmkreis:

| Kennbuchstaben fiir die Zahlenangaben |

Stimmberechtigte Personen

Abstimmende Personen

Ungiiltige Stimmen

Giiltige Stimmen

Von den giiltigen Stimmen lauteten auf

D1

“
wJa

D2

,.Nein*

4, Die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter gab das Abstimmungsergebnis des Stimmbkreises
miindlich bekannt.
Die Sitzung war 6ffentlich und wurde um Uhr geschlossen.

5. Vorstehende Abstimmungsniederschrift wurde von den anwesenden Mitgliedern des Kreisabstimmungsausschusses und
der Schriftfiihrerin oder dem Schriftfiihrer genehmigt und wie folgt unterschrieben:

, den
(Ort) (Datum)
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Die Kreisabstimmungsleiterin Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter:
oder der Kreisabstimmungsleiter

Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfiihrer:

Die Beisitzer:

Achtung!
Etwa notwendige Ergénzungen und Anderungen des Musters sind dem Sitzungsverlauf entsprechend vorzunehmen.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Ortrand und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 22. Dezember 2012

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer | Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Ortrand und der Stadt Cottbus iiber den Be-
trieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 04.10.2012.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Ortrand
Altmarkt 1, 01990 Ortrand
vertreten durch den Amtsdirektor
Kersten Sickert

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiigt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. 1
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdll § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben flir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jéhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres féllig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Andreas Fredrich.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung iibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune i{ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9

Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 04.10.2012

Ortrand,
den 07.09.2012

Frank Szymanski Kersten Sickert

Oberbiirgermeister Amtsdirektor
Holger Kelch Ilona Dehmel
Biirgermeister/Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1
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- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstilitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von R&umen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-

lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung

eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-

fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

Teilnahme an den regelmiBigen Projekt- und Be-

triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt {iber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung;:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfiihrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:


mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.2
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfligung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Maoglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornechmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behordlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Féllen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelma-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBnahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Mafinahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Maflnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemaf3 § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maf3nahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hiandigt die Stadt der
Kommune sdmtliche in ihren Besitz gelangte Unterlagen und er-
stellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentréger
der Stadt werden unwiederbringlich geloscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eroffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Letschin und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 22. Dezember 2012

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer | Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Letschin und der Stadt Cottbus iiber den
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 04.10.2012.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

IL.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Gemeinde Letschin
Bahnhofstrafle 30a, 15324 Letschin
vertreten durch den Biirgermeister
Michael Bottcher

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘* durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. 1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdl3 § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrigt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im offentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
aufBBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jihrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres féllig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Andreas Fredrich.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstéinde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und moglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt iiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 04.10.2012

Letschin,
den 21.08.2012

Frank Szymanski Michael Béttcher
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Eveline Fiedrowicz
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBnahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von R&umen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt {iber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum® folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung;:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBlerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Dartiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Stoérungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur maBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kliren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1

222

fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfiahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdl3 § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 5 vom 6. Februar 2013 207

das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestéinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sdmtliche in ihren Besitz gelangte Unterlagen und er-
stellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Stadt Teltow und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Dezember 2012

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer | Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Stadt Teltow und der Stadt Cottbus iiber den Be-
trieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 04.10.2012.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Stadt Teltow
Marktplatz 2, 14513 Teltow
vertreten durch den Biirgermeister
Thomas Schmidt

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiigt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. 1
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdll § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben flir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jéhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres féllig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Andreas Fredrich.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung iibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune i{ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9

Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 04.10.2012

Teltow,
den 07.09.2012

Frank Szymanski Thomas Schmidt
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Beate Rietz
Biirgermeister/Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1
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- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstilitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von R&umen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-

lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung

eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-

fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

Teilnahme an den regelmiBigen Projekt- und Be-

triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt {iber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung;:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfiihrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.2
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222

fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfligung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Maoglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornechmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behordlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Féllen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelma-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBnahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Mafinahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Maflnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemaf3 § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maf3nahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hiandigt die Stadt der
Kommune sdmtliche in ihren Besitz gelangte Unterlagen und er-
stellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentréger
der Stadt werden unwiederbringlich geloscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eroffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Boitzenburger Land und
der Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 27. Dezember 2012

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer | Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Boitzenburger Land und der Stadt Cott-
bus iliber den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personen-
standsregisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfah-
rens Automation im Standesamt (AutiSta) vom 04.10.2012.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

IL.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Gemeinde Boitzenburger Land
Templiner Straf3e 17, 17268 Boitzenburger Land
vertreten durch den Biirgermeister

Bernhardt Rengert

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘* durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. 1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdl3 § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrigt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im offentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
aufBBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jihrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres féllig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Andreas Fredrich.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstéinde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und moglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt iiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 04.10.2012

Boitzenburger Land,
den 13.09.2012

Frank Szymanski Bernhardt Rengert
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Gabriele Eberwein
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBnahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von R&umen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt {iber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum® folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung;:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auler an Feiertagen

Dartiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur maBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kliren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfiahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlie8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Mafinahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestéinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sdmtliche in ihren Besitz gelangte Unterlagen und er-
stellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Erste Anderung der Dienstkraftfahrzeugrichtlinie
Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
Vom 9. Januar 2013
Die Dienstkraftfahrzeugrichtlinie vom 1. Februar 2011 (ABI.

S. 475) wird wie folgt gedndert:

1. Der Nummer 5.1 wird folgender Satz angefiigt:

,»Das Monatsabschlussblatt nach dem Muster der Anlage 2a
ist fiir die Berechnung des geldwerten Vorteils zu verwenden.*

Nach Nummer 14 wird in der Aufzdhlung der Anlagen nach
Anlage 2 folgende Anlage 2a eingefiigt:

»Anlage 2a Monatsabschluss fiir die Berechnung des
geldwerten Vorteils®.

Die Nachweisseiten des Fahrtenbuches der Anlage 2 werden
wie folgt gefasst:
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4. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 2a eingefligt:

»Anlage 2a

S
LAND BLB

BRANDENBURG

Monatsabschluss flir die Berechnung des geldwerten Vorteils
fur den Monat:
Ergebnis aus der Fahrtenbuchprifung — Anwendung der: Individualmethode (Fahrtenbuchmethode) EI

Pauschalmethode (1%-Methode) []

Fahrzeug-Kennzeichen:
Fahrzeug-ldentifikationsnummer: |
Nutzungszeitraum
von: [ | bis: l l Nutzer: { |
Kilometerangaben
Beginn: | km l Ende:[ km | gefahrene Kilometer: km |
Private Nutzung DKfz (Dienstkraftfahrzeug)

Fahrten gefahrene Kilometer

Fahrten Wohnung-Arbeitsstatte

Allgemeine Privatfahrt mit Fahrer

Allgemeine Privatfahrt ohne Fahrer

Jede zweite und weitere Familienfahrt pro Woche mit Fahrer

Jede zweite und weitere Familienfahrt pro Woche ohne Fahrer

Datum, Name des Kraftfahrers bzw. des Verantwortlichen (Bitte in Blockschrift ausfiillen):

Unterschrift des Kraftfahrers Unterschrift des Verantwortlichen Unterschrift des Nutzers

Vlereinbarungen zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer sind dem Fuhrpark vor der Inanspruchnahme des Dienstkraftfahrzeuges sepa-
rat mitzuteilen. Des Weiteren bildet die Erklarung in der Anlage 2 zum Merkblatt die Grundlage zur Berechnungsmatrix.

Bitte achten Sie bei den Eintragungen auf die Vollstandigkeit und die rechnerische Richtigkeit der Angaben. Unvollstandig ausgefillite Monatsab-
schlussblatter kénnen nicht ber(icksichtigt werden."
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5. Diese Erste Anderung der Dienstkraftfahrzeugrichtlinie tritt
vorbehaltlich der Nummer 3 mit Wirkung vom 1. Januar
2012 in Kraft. Nummer 3 tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.

Einfiihrung technischer Regelwerke
fiir das Stralenwesen im Land Brandenburg

Brandenburgische Technische Richtlinien fiir die
Verwertung von Recycling-Baustoffen im Straflenbau;
Herstellung, Priifung, Auslieferung und Einbau,
Ausgabe 2004 (BTR RC-StB 04);
Zuordnung von Strallenausbaustoffen
zu den Abfallarten eines Spiegeleintrages

Gemeinsame Richtlinien des Ministeriums fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz und
des Ministeriums flir Infrastruktur
und Landwirtschaft
des Landes Brandenburg

Runderlass
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nr. 8/2012 - Verkehr
Sachgebiet 06.2: Stral3en-Baustoffe;
Qualitdtssicherung
Vom 20. Dezember 2012

Der Runderlass richtet sich an

- die StraBBenbaubehorde des Landes Brandenburg,

- die Landkreise, die kreisfreien Stiddte sowie die kreisange-
horigen Stidte und Gemeinden des Landes Brandenburg,

- das Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz.

Das Ministerium fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg hat die ,,Vollzugshinweise zur Zuord-
nung von Abfillen zu den Abfallarten eines Spiegeleintrages in der
Abfallverzeichnis-Verordnung®™ vom 7. Mérz 2012 mit Erlass
Nummer 5/1/12 vom 23. Mirz 2012 (ABL. S. 630) neu gefasst
und eingefiihrt.

Die ,,Brandenburgischen Technischen Richtlinien fiir die Verwer-
tung von Recycling-Baustoffen im Stralenbau; Herstellung, Prii-
fung, Auslieferung und Einbau, Ausgabe 2004 (BTR RC-StB 04)“,
eingefithrt mit Runderlass des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Raumordnung, Abteilung 5, Nummer 10/2005 - Stra3enbau
vom 13. Mai 2005 (ABI. S. 719), zuletzt geéindert durch Rund-
erlass des Ministeriums fur Infrastruktur und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nummer 27/2010 - Verkehr vom 3. Dezember 2010
(ABL. S. 1975), werden derzeit grundlegend iiberarbeitet.

Bezug nehmend auf die oben genannten Vollzugshinweise erge-
ben sich hinsichtlich der abfallrechtlichen Zuordnung von pech-
haltigen StraB3enausbaustoffen zu einer Abfallart eines Spiegel-
eintrages (17 03 02 bzw. 17 03 01*) als nicht gefahrlicher und
gefdhrlicher Abfall Auswirkungen auf die Regelungen der gel-
tenden BTR RC-StB 04.

Mit der oben genannten Anderung der ,,Vollzugshinweise zur
Zuordnung von Abfillen zu den Abfallarten eines Spiegeleintra-
ges in der Abfallverzeichnis-Verordnung® wurde auch fiir die
Zuordnung von pechhaltigen StraBlenausbaustoffen zu einer
Abfallart eines Spiegeleintrages (17 03 02 bzw. 17 03 01%*) der
bereits fiir alle anderen Abfille giiltige Schwellenwert von
100 mg/kg Trockensubstanz (TS) polycyclische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAK) der United States Environmental
Protection Agency (EPA) eingefiihrt.

Bei einem Gehalt von PAK nach EPA > 100 mg/kg TS erfolgt die
abfallrechtliche Einstufung als gefdhrlicher Abfall und Zuord-
nung entsprechend der Verordnung iiber das Europiische
Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AVV) zu der
Abfallart 17 03 01* - kohlenteerhaltige Bitumengemische.

Mit diesem Erlass wird diese Regelung in die BTR RC-StB 04
aufgenommen. Die Abschnitte 2.4.2 und 5.1 sowie die Anlage 13
der BTR RC-StB 04 werden inhaltlich angepasst. Die Anderun-
gen und Ergénzungen sind der Anlage zu diesem Runderlass zu
entnehmen, die Bestandteil dieses Erlasses ist.

Der Veranlasser von Straflenbaumaf3nahmen oder von Aufgrabun-
gen an Straflen, bei denen gefahrliche Stralenausbaustoffe anfal-
len, ist im Sinne des § 3 des Gesetzes zur Forderung der Kreis-
laufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen Bewirt-
schaftung von Abfillen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG)
der Erzeuger von Abfillen und fiir deren ordnungsgeméfe und
schadlose Entsorgung verantwortlich. Er trigt die Kosten der
Entsorgung.

Hiermit werden die Anderungen und Erginzungen der ,,Bran-
denburgischen Technischen Richtlinien fiir die Verwertung von
Recycling-Baustoffen im Stralenbau; Herstellung, Priifung,
Auslieferung und Einbau, Ausgabe 2004 (BTR RC-StB 04)“ fiir
die im Zustindigkeitsbereich des Landes Brandenburg und der
Landkreise, kreisfreien Stidte sowie der kreisangehdrigen Stidte
und Gemeinden des Landes Brandenburg liegenden Straflen ein-
gefiihrt. Die Anwendung fiir sonstige 6ffentliche Straen wird
empfohlen.

Diese Regelungen gelten bis zur Einfithrung der aktualisierten
BTR RC-StB.

Die Verdffentlichung der Richtlinien, einschlieBlich der Ande-
rungen und Ergidnzungen erfolgt im Internet unter www.ls.bran-
denburg.de sowie unter www.mugv.brandenburg.de.
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Anlage
zum Runderlass 8/2012

Anderungen und Erginzungen der ,,Brandenburgischen
Technischen Richtlinien fiir die Verwertung von Recycling-
Baustoffen im Straflienbau; Herstellung, Priifung, Ausliefe-
rung und Einbau, Ausgabe 2004 (BTR RC-StB)*, eingefiihrt
mit Runderlass des Ministeriums fiir Infrastruktur und
Raumordnung, Abteilung 5, Nummer 10/2005 - Straflenbau
vom 13. Mai 2005 (ABL. S. 719), zuletzt gesindert durch Rund-
erlass des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nummer 27/2010 - Verkehr vom 3. Dezember
2010 (ABL. S.1975)

Zum Abschnitt 2.4.2 der BTR RC-StB 04

Der Abschnitt 2.4.2 wird wie folgt neu gefasst:
2.4.2 Gefihrliche und nicht gefihrliche Abfille
Einstufung von Straflenausbaustoffen

Die Abgrenzung nicht gefdhrlicher von gefdhrlichen Abfillen
ergibt sich aus § 48 des Gesetzes zur Forderung der Kreislauf-
wirtschaft und Sicherung der umweltvertréglichen Bewirtschaf-
tung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) in Verbin-
dung mit der Verordnung iiber das Europdische Abfallverzeich-
nis (Abfallverzeichnis-Verordnung - AVV). Insbesondere bei
Abfillen, fiir die in der AVV ein Abfallschliissel sowohl fiir nicht
geféhrliche als auch fiir gefahrliche Abfalle enthalten ist (soge-
nannte Spiegeleintrige), ist die Entscheidung an Hand der ,,Voll-
zugshinweise zur Zuordnung von Abfillen zu den Abfallarten
eines Spiegeleintrages in der Abfallverzeichnis-Verordnung™
vom 7. Mérz 2012, eingefiihrt durch Erlass des Ministeriums fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Nummer 5/1/12
vom 23. Mirz 2012 (ABI. S. 630) vorzunehmen.

Grundsitzlich ist zur Einstufung einer Abfallart eines Spiegel-
eintrages eine Priifung auf das Vorliegen aller gefahrenrelevan-
ten Eigenschaften H1-H14 erforderlich.

Zur Konkretisierung der gefahrenrelevanten Eigenschaft H14
- 6kotoxisch fiir die terrestrische Umwelt - werden nach den oben
genannten Vollzugshinweisen die Z2-Werte der ,,Mitteilung 20
der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA)“ zu Grunde
gelegt. Fiir die mineralischen Abfélle Boden und Bauschutt ent-
halten die oben genannten Vollzugshinweise in Anlage 1V,
Tabelle 4 eine Zusammenstellung der Schwellenwerte zur
abfallrechtlichen Zuordnung fiir die gefahrenrelevante Eigen-
schaft H14 - 6kotoxisch fiir die terrestrische Umwelt.

Einstufungsrelevant fiir pechhaltige Stralenausbaustoffe sind
vor allem die Schwellenwerte der Anlage IV, Tabellen 1 und 2
der Vollzugshinweise und zwar insbesondere polycyclische aro-
matische Kohlenwasserstoffe nach United States Environmental
Protection Agency (PAK nach EPA), Phenolindex und
Benzo(a)pyren (B(a)P), die die oberhalb der Tabellen genannten
gefahrenrelevanten Eigenschaften (H-Kriterien) konkretisieren.

Danach ergibt sich fiir pechhaltige Stralenausbaustoffe auf-
grund der genannten Parameter folgende Zuordnung:

nicht gefahrliche Abfélle:

Pechhaltige Straenausbaustoffe mit einem Gehalt von

- PAK nach EPA < 100 mg/kg Trockensubstanz (TS) und
- B(a)P < 50 mg/kg TS und
- Phenolindex < 50 mg/1

17 03 02 - Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die
unter 17 03 01 fallen

geféhrliche Abfille:

Pechhaltige Straenausbaustoffe mit einem Gehalt von

- PAK nach EPA > 100 mg/kg TS und/oder
- B(a)P > 50 mg/kg TS und/oder
- Phenolindex > 50 mg/1

17 03 01* - kohlenteerhaltige Bitumengemische

Der Wiedereinbau von geféhrlichen Abfillen im Straflenbau ist
nicht zuléssig. Diese sind in einer dafiir zugelassenen Entsor-
gungsanlage zu entsorgen.

Eine Wiederverwendung von Stralenbaustoff mit einem Gehalt
PAK nach EPA > 100 mg/kg TS im Straflenbau bedarf einer Ein-
zelfallentscheidung des Landesamtes fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz.

Betrigt der Benzo(a)pyrengehalt > 50 mg/kg TS, unterliegt die-
ser gefahrliche pechhaltige Stralenausbaustoff dariiber hinaus
den Bestimmungen der Verordnung zum Schutz vor Gefahrstof-
fen (Gefahrstoffverordnung - GefStoffV).

Neben den Gehalten an PAK nach EPA und B(a)P kénnen auch
die tibrigen in den Vollzugshinweisen genannten Schadstoffe zu
einer Einstufung von Straenausbaustoffen als gefdhrlicher
Abfall fithren.

Weitere typische StraBenausbaustoffe sind den folgenden
Abfallarten der AVV zuzuordnen:

nicht gefahrliche Abfélle:

Abfallschliissel — Abfallbezeichnung

170101 Beton
170102 Ziegel
1705 04 Boden und Steine mit Ausnahme derjenigen,

die unter 17 05 03 fallen

170107 Gemische aus oder getrennte Fraktionen von
Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 17 01 06 fallen

1703 02 Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen,
die unter 17 03 01 fallen

1705 08 Gleisschotter mit Ausnahme derjenigen, die

unter 17 05 07 fallen
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gefahrliche Abfille:

Abfallschliissel — Abfallbezeichnung

17 05 03* Boden und Steine, die geféhrliche Stoffe ent-
halten

1701 06* Gemische aus oder getrennte Fraktionen von
Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik, die
gefahrliche Stoffe enthalten

1703 01* kohlenteerhaltige Bitumengemische

1709 03* sonstige Bau- und Abbruchabfille (einschlief3-
lich gemischte Abfille), die gefahrliche Stof-
fe enthalten

1705 07* Gleisschotter, der gefihrliche Stoffe enthélt

Nachweis- und Andienpflichten

Bei den Nachweispflichten ist zwischen nicht gefahrlichen und
gefdhrlichen Abfillen zu unterscheiden.

Fallen nicht gefahrliche Abfille (z. B. Béden, ungebundene Bau-
stoffgemische aus Frostschutz- bzw. Tragschichten, Asphalt) auf
Baustellen an, kann die Verwertung dieser Abfille, sofern nichts
anderes vereinbart ist, nach Wahl des Auftragnehmers (AN)
unter Beachtung der speziellen Anforderungen fiir die unter-
schiedlichen Einbauklassen erfolgen. Der Verbleib der Ausbau-
stoffe ist in geeigneter Form dem Strafenbaulasttriager (Auf-
traggeber - AG) nachzuweisen.

Die Entsorgung gefihrlicher Abfille unterliegt gemaB §§ 49, 50
KrWG in Verbindung mit der Verordnung iiber die Nachweis-
fithrung bei der Entsorgung von Abfillen (Nachweisverordnung -
NachwV) seit dem Jahr 2010 der elektronischen Nachweis- und
Registerfithrung fiir Erzeuger, Beforderer und Entsorger.

Fiir die Entsorgung dieser Abfille kann gemif} § 26 Nachweis-
verordnung das Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz eine Freistellung erteilen und eine von der Nach-
weisverordnung abweichende Nachweis- und Registerfiihrung
festlegen.

Gemal § 3 der Verordnung iiber die Organisation der Sonder-
abfallentsorgung im Land Brandenburg (Sonderabfallentsor-
gungsverordnung - SAbfEV) besteht dariiber hinaus fiir gefahr-
liche Abfille, die beseitigt werden, die Andienpflicht an die
Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH (SBB). Die
Andienung erfolgt im elektronischen Verfahren. Der Abfall-
erzeuger unterbreitet einen Vorschlag zur Entsorgung und dient
den Abfall der SBB an. Angediente Abfille weist die SBB durch
einen Zuweisungsbescheid bei Vorliegen der Voraussetzungen
des § 5 Abs. 3 SAbfEV einer Entsorgungsanlage zu, in der die
gefihrlichen Abfille in Ubereinstimmung mit dem KrWG und
anderen Offentlich-rechtlichen Vorschriften entsorgt werden
konnen.

Fiir gefahrliche Abfille, die verwertet werden, stellt die SBB
fest, dass keine Andienpflicht besteht (Verwertungsfeststellung).

Der Zuweisungsbescheid bzw. die Verwertungsfeststellung sowie
die behordliche Bestitigung der Entsorgungsnachweise durch

die SBB (die behordliche Bestitigung entfillt im privilegierten
Verfahren oder im Fall einer durch das Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz erteilten Freistellung gemaf
§ 7 NachwV) miissen vor Entsorgungsbeginn erfolgen. Wah-
rend des Ausbaus, des Transports und der Annahme von gefahr-
lichen Abfillen werden Begleitscheine elektronisch gefiihrt.

Registerpflichten

GemiB § 49 KrWG ist die Entsorgung von Abfillen register-
pflichtig, unabhingig davon, ob es sich um nicht gefahrliche
oder gefahrliche Abfille handelt. Fiir die Fithrung eines Regis-
ters ist § 24 NachwV zu beachten. Eine Freistellung von bestimm-
ten Registerpflichten kann gemdB § 26 NachwV beim Landes-
amt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz beantragt
werden.

Bei gefihrlichen Abfillen erfolgt die Registerfiihrung iiber die
Dokumentation der Abgabe und Annahme der Abfille im Zuge
der elektronischen Nachweisfiihrung, bei nicht gefdhrlichen
Abfillen durch eine gesonderte Dokumentation der Lieferscheine.

Ausbau nicht gefahrlicher Abfille:

Werden nicht gefahrliche Abfille nach dem Ausbau abgegeben,
konnen fiir die Registerfiihrung entweder die Nachweise fiir die
Anlieferung bei einer fiir diesen Abfall zugelassenen Entsor-
gungsanlage oder ein anderer geeigneter Nachweis iiber den
Verbleib der Materialien fiir das Register des Baulasttrégers ver-
wendet werden, sofern diese die in § 49 Abs. 1 Kr'WGi. V.m. § 24
Abs. 5 und 6 NachwV benannten Angaben enthalten und die
Ordnungskriterien einhalten.

Einbau nicht geféhrlicher Abfille:

Beim Einbau von nicht gefihrlichen Abfillen (z. B. Bdden), die
direkt von einer anderen Baustelle angeliefert werden, sind die
Anlieferung und der Verbleib dieser Materialien im Bauwerk
mittels Lieferscheinen im Register des StraBenbaulasttrigers zu
dokumentieren. Die Lieferscheine miissen die in § 49 Abs. 1
KrWGi. V.m. § 24 Abs. 4 NachwV benannten Angaben enthalten.

In der Bauakte ist der Einbauort bzw. Ausbauort nach Baukilo-
metrierung, im Erdbau nach Lage und Hohe (bezogen auf das
Planum), zu dokumentieren. Die Ergebnisse der chemischen
Untersuchungen sind in die Dokumentation der Qualitétssiche-
rung aufzunehmen und vom Straflenbaulasttrager aufzubewah-
ren.

Zur Erfiillung der Registeranforderungen des § 24 Abs. 4 bis 6
NachwV fiir nicht gefdhrliche Abfille muss der Lieferschein fol-
gende Angaben beinhalten:

- Spediteur, Lieferant, Beforderer (mit Firma und KFZ-Kenn-
zeichen)

- Erzeuger, Auftraggeber

- Herkunft bzw. Bauvorhaben

- Abfallbezeichnung entsprechend AVV

- Liefermenge (in t oder m®)

- Zuordnungswerte/Materialbezeichnung
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- Entsorger, Ort der Verwertung oder Beseitigung

- Lieferdatum, Uhrzeit

- Unterschriften: Hersteller/Annahmefirma, Beforderer, Auf-
traggeber, Entsorger bzw. deren Vertreter.

Die Register sind der zustdndigen Behorde nach deren Mafigabe
gemiB § 49 KrWG zur Verfiigung zu stellen.

Pflichten der Beforderer von Abfallen

Die Beforderung von nicht gefahrlichen Abfillen ist der zustén-
digen Behorde gemil § 53 KrWG anzuzeigen. Die Beforderung
von gefahrlichen Abfillen bedarf gemal § 54 KrWG einer Befor-
derungserlaubnis. Die Transportfahrzeuge sind gemaf § 55 KrWG
zu kennzeichnen.

Zusténdige Behdrde sowohl fiir die Entgegennahme von Anzei-
gen als auch fiir die Erteilung von Beforderungserlaubnissen ist
die SBB.

Zum Abschnitt 5.1 der BTR RC-StB 04

Der Abschnitt 5.1 wird beziiglich der Regelungen fiir die
Wiederverwendungsbereiche 3 und 4 wie folgt gedndert:

5.1 Pechhaltige Strafienbaustoffe; Grundsitze
Wiederverwendungsbereich 3 (WVB 3)

PAK nach EPA > 25 mg/kg TS
PAK nach EPA <100 mg/kg TS
B(a)P <50 mg/kg TS
Phenolindex < 0,1 mg/1

Wiederverwendungsbereich 4 (WVB 4)

PAK nach EPA > 25 mg/kg TS
PAK nach EPA <100 mg/kg TS
B(a)P <50 mg/kg TS
Phenolindex > 0,1 mg/1
Phenolindex < 50 mg/1

Uberschreitet der Phenolindex den Wert von 50 mg/1, so handelt
es sich um gefahrlichen Abfall.

Pechhaltige Stralenbaustoffe der Wiederverwendungsbereiche 3
und 4 sind in Kaltbauweise im gebrochenen Zustand so wirksam
einzubinden und zu verdichten (Einbindung mit hydraulischen
Bindemitteln oder in Kombination mit kationischer [saurer]
Bitumenemulsion), dass die umweltbelastenden Stoffe dauer-
haft in der Straenbefestigung verbleiben.

Zum Nachweis der ordnungsgemif3en und schadlosen Verwer-
tung sind fiir die Wiederverwendungsbereiche 3 und 4 die Werte
fiir PAK nach EPA, B(a)P und Phenolindex auch in den Liefer-
vereinbarungen (siche Anlage 13 dieser Richtlinien) anzugeben.
Dabei sind fiir simtliche Massenbewegungen dieser Stoffe die
Lieferungen unter Verwendung der Lieferscheine zu dokumen-
tieren. Die Anforderungen an die Nachweis- und Registerfiih-
rung sowie die Andienpflicht (s. Punkt 2.4.2) sind einzuhalten.

Zur Anlage 13 der BTR RC-StB 04
Punkt 3 wird wie folgt neu gefasst:

Der pechhaltige Straenbaustoff wird als Frasgut*/in Schollen*
angeliefert.

Wiederverwendungsbereich: (*Ungiiltiges streichen)

Wiederverwendungsbereich
Parameter MafBeinheit [ WVB 3* | WVB 4*| Unbe-
kannt*
PAK nach EPA mg/kg TS
Benzo(a)pyren mg/kg TS
Phenolindex mg/1
Voraussichtliche Menge: .............ooiiiiiiiiiiiiien t
Voraussichtliche Dauer der Zwischenlagerung: ......... Monate

Das pechhaltige Straenaufbruchmaterial bleibt im Eigentum
des Auftraggebers.
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung
fiir die Anderung der Betriebsdeponie
der BHW Beeskow Holzwerkstoffe GmbH durch
die Sicherung und Rekultivierung der Deponie

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 16. Januar 2013

Hiermit gibt das Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz als die fiir die Vorpriifung des Einzelfalls gemal
den §§ 3c und 3e des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeits-
priifung (UVPQG) zustéindige Behorde Folgendes bekannt:

GemiB § 3c in Verbindung mit § 3¢ UVPG war fiir die von der
Firma BHW Beeskow Holzwerkstoffe GmbH, Radinkendorfer
StraBe 71, 15848 Beeskow beantragte Anderung der

Betriebsdeponie der BHW Beeskow Holzwerkstoffe GmbH
(Deponie Beeskow, Hornitex)
im Landkreis Oder-Spree
Gemarkung Beeskow
Flur 3
Flurstiicke 192/2-194/1, 220/1, 234/1, 235/1, 240/1, 243/1,
244, 245/1-248/1

durch die Sicherung und Rekultivierung der Deponie eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Im Ergebnis der allgemeinen Vorpriifung wird festgestellt,
dass das oben genannte Vorhaben keiner Umweltvertrig-
lichkeitspriifung (UVP) bedarf.

Diese Feststellung ist gemdB § 3a UVPG nicht selbstindig an-
fechtbar.

Diese Feststellung und die Unterlagen zur Vorpriifung kénnen
nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der Telefon-
nummer 033201 442-551 wihrend der Dienstzeiten im Landes-
amt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional-
abteilung West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaus-
see 2, Potsdam eingesehen werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Modernisierung und Erweiterung
einer Milchviehanlage in 15306 Gusow-Platkow,
OT Platkow

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 5. Februar 2013

Die Firma Agrar- und Milchproduktion GbR Platkow, Neuhofer
Strafie 13 in 15306 Gusow-Platkow, OT Platkow beantragt die
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), auf dem Grundstiick 15306 Gusow-Platkow,
OT Platkow in der Gemarkung Platkow, Flur 6, Flurstiicke 6,
15,16 und 17 (Landkreis Markisch-Oderland) eine Milchvieh-
anlage zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1 e) Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 7.5.1
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte zu Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS.3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Juni 2012 (BGBL. IS. 1421)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt geéindert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1726)
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Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2012 (BGBI. 1 S. 2730)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb eines Lagers fiir
brennbare Gase (Isobutan und Dimethylether) sowie
fiir Ethanol in 19322 Wittenberge

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 5. Februar 2013

Die Firma Austrotherm Dammstoffe GmbH, Industriestraf3e 1,
A -7083 Purbach, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick
Hirtenweg 15, 19322 Wittenberge, in der Gemarkung Witten-
berge, Flur 4, Flurstiick 159 (neu) eine Anlage, die der Lage-
rung von brennbaren Gasen in Behéltern mit einem Fas-
sungsvermogen von 30 t oder mehr dient, zu errichten und zu
betreiben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen das auf dem Betriebs-
gelinde der Austrotherm Didmmstoffe GmbH vorgesehene
Lager fiir die bei der Herstellung von XPS-Dammstoffen einge-
setzten Treibmittel (jeweils erdgedeckte oberirdische Lagerung):

Isobutan, Lagermenge 35.000 kg, Tankinhalt 60.000 1
Dimethylether, Lagermenge 35.000 kg, Tankinhalt 60.000 1
Ethanol, Lagermenge 13.500 kg, Tankinhalt 20.000 1.

Die Kapazitit der Anlage soll 70.000 kg brennbare Gase und
13.500 kg Ethanol betragen. Die Inbetriebnahme der Anlage ist
fiir September 2013 vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen Unterlagen
werden einen Monat vom 13.02.2013 bis einschliefilich
12.03.2013 im Landesamt fiur Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz, Fehrbelliner Strafie 4 a, Zimmer 4.03 in 16816 Neu-
ruppin und bei der Stadt Wittenberge, August-Bebel-Strafie 10,
Biirgerbiiro Zimmer 1 in 19322 Wittenberge ausgelegt und kon-
nen dort wihrend der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 13.02.2013 bis einschlieB8lich 26.03.2013
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-

geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 15.05.2013, um 10 Uhr, im Rathaus
Wittenberge, August-Bebel-Strafle 10, Sitzungssaal Raum 56
in 19322 Wittenberge erortert. Kann die Erdrterung an diesem
Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erorterungstermin an
den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erértert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbehor-
den, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben. Auf
Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift
vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese
zur ordnungsgemafen Durchfithrung des Genehmigungsverfah-
rens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entscheidung
iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemdll § 3¢ des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung eine allgemeine Priifung des
Einzelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchfiihrung einer Umweltvertriglichkeits-
priifung (UVP) besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-Pflicht
kann im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Fehrbelliner Strafle 4 a, Zimmer 4.03 in 16816 Neurup-
pin eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerédusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. I S. 3830), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 27. Juni
2012 (BGBL. T S. 1421, 1423)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20. Dezember 2012 (BGBI. 1 S. 2730)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von fiinf Windkraftanlagen
in 04924 Uebigau-Wahrenbriick OT Bonitz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 5. Februar 2013

Die e.n.o. energy GmbH, Turnerweg 8, 01097 Dresden, beantragt
die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchQG) fiir die Errichtung und den Betrieb von fiinf Wind-
kraftanlagen vom Typ VESTAS V112-3,0 MW in der Gemar-
kung Bonitz, Flur 3, Flurstiick 752 und Flur 4, Flurstiicke 94/1,
362, 70/2 und 377. Es handelt sich dabei um Anlagen der Num-
mer 1.6 Spalte 2 des Anhangs der Verordnung iiber genehmi-
gungsbediirftige Anlagen (4. BlImSchV) sowie um ein Vorhaben
der Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPQG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte mit Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Stralie 7, 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS. 3830), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
27.Juni 2012 (BGBI. I S. 1421) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. 1
S. 1643) gedndert worden ist.

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I

S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August
2012 (BGBI.IS. 1726) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,Errichtung einer Elsterschleife
auf dem rechten Vorland der Kleinen Elster und
Bau eines Uberlaufdamms*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 5. Februar 2013

Die Flichenagentur Brandenburg GmbH, Neustédtischer Markt 22,
in 14776 Brandenburg an der Havel beantragt die Errichtung
einer Elsterschleife auf dem rechten Vorland der Kleinen Elster
und Bau eines Uberlaufdamms im Bereich der Gemarkung
Doberlug Kirchhain.

Gemal Nummer 13.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz iiber
die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQ) ist fiir das geplante
Vorhaben zur Feststellung der Pflicht zur UVP eine allgemeine
Vorpriifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Absatz 1 durchzu-
fithren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der vom Antragsstel-
ler vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen durch-
gefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wiahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.14, Von-Schon-Strale 7, 03050 Cottbus eingesehen wer-
den.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz -WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBL. I S. 2585), das zuletzt
durch Artikel 5 Absatz 9 des Gesetzes vom 24. Februar 2012
(BGBI.IS. 212) gedndert worden ist.

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) ) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Mirz 2012 (GVBL. I Nr. 20)

Verordnung iiber die Zustdndigkeiten der oberen Wasserbehor-
de (Wasserbehordenzustindigkeitsverordnung - WaZV) vom
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29. Oktober 2008 (GVBI. II S. 413), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 der Verordnung vom 19. Juni 2012 (GVBI. II Nr. 48)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24.Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August
2012 (BGBI. I S. 1726) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,1. Anderung zum
Rahmenbetriebsplan Kiessandtagebau
Alt Golm - Erstaufforstung“

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 21. Januar 2013

Die HTS Landschaftsgestaltungs GmbH plant auf einer Flidche
von 5,70 ha (Flurstlick 67, Flur 5, Gemarkung Spreenhagen)
eine Ersatzerstaufforstung durchzufiihren.

Auf Antrag der HTS Landschaftsgestaltungs GmbH hat das
Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine standort-
bezogene Vorpriifung des Einzelfalls gemil § 3c Absatz 1 Satz 2
UVPG in Verbindung mit Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1
UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benstriagerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststédndig anfechtbar (gemél 3a
UVPQG). Die Begriindung dieser Entscheidung und die zugrunde
liegenden Antragsunterlagen einschlielich Kartenmaterial kon-
nen nach vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-324)
wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie
und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraie 26, 03046 Cottbus, ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2730)

- Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBI. I S. 1310),
zuletzt gedndert durch Artikel 15a des Gesetzes vom 31. Ju-
1i 2009 (BGBI. I S. 2585)

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,abschnittsweise Rekonstruktion
der FGL 02 Lauchhammer - Dohlen (Freital)
in den Landkreisen Elbe-Elster und
Oberspreewald-Lausitz*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 22. Januar 2013

Die ONTRAS - VNG Gastransport GmbH, Maximilianallee 4 in
04129 Leipzig plant die FGL 02 Lauchhammer - Dohlen
abschnittsweise in den Landkreisen Elbe-Elster (1,2 km) und
Oberspreewald-Lausitz (3 km) zu sanieren.

Auf Antrag der ONTRAS - VNG Gastransport GmbH hat das
Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine standort-
bezogene Vorpriifung des Einzelfalls gemal § 3¢ Absatz 1 Satz 2
UVPG in Verbindung mit Nummer 19.2.4 Spalte 2 der Anlage 1
UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benstragerin vorgelegten Unterlagen und einer Trassenbegehung
am 11.01.2013.

Diese Entscheidung ist nicht selbststéindig anfechtbar (§ 3a UVPG).
Die Begriindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Antragsunterlagen einschlieflich Kartenmaterial konnen
nach vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-324)
wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie
und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraf3e 26, 03046 Cottbus, ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz iiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I S. 94),
zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2012 (BGBI.18S.2730)

Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970,

3621), zuletzt gedndert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom
20. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2730)

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes
Forst Brandenburg, Oberforsterei Jiiterbog
Vom 9. Januar 2013

Der Antragsteller plant im Landkreis Teltow-Flaming, Gemar-
kung Jiiterbog, Flur 47, Flurstiick 40 die Erstaufforstung gemaf3
§ 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) auf
einer Flache von 4,00 ha.

Gemal Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz liber
die Umweltvertrdglichkeitsprifung (UVPG) ist fiir geplante
Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorpriifung
des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz 2 UVPG durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 29.05.2012, Az.: LFB 6.18-7020-6/01/12 EA durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Unterla-
gen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der
Telefonnummer 03372 442496 wihrend der Dienstzeit beim
Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Jiiterbog, Tul-
penweg 3, 14913 Jiiterbog eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
17. August 2012 (BGBI. 1 S. 1726)
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend verdffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spétestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der Ver-
steigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 26. Miérz 2013, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Finsterwalde Blatt 6785 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Finsterwalde 2 330/61  Gebdude- und Freifldache 543 m?
Scharnhorststrafle 30

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Wohngebdude
(Bj. ca. 1976) und Garage.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 16.04.2009.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 65.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 41/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 26. Mérz 2013, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Riickersdorf Blatt 10266 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Friedersdorf, Flur 2, Flurstiick 30, Ge-
baude- und Freiflache Landwirtschaftsfliche Haupt-
stral3e 76, grof3 3.360 m*
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Einfamilien-
wohnhaus, einem Gaststittengebaude und Nebengebduden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 22.03.2010.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 96.600,00 EUR sowie evtl. Zubehor: 2.600,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 23/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 26. Mérz 2013, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die in den Grund-
biichern von Hohenleipisch Blatt 816 und 1073 eingetragenen
Grundstiicke; Bezeichnung gemif} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

Blatt 816

1 Hohen- 1 369 Gebidude- und Freiflache  6.333 m?
leipisch Waldflache, Landwirt-

schaftsfliche Grenzweg 7

Blatt 1073

1 Hohen- 1 1046 Gebaude- und Freifliche 1.730 m?
leipisch Grenzweg 7

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Zweifamilienhaus, Garage und
Nebengebiude (Blatt 816) mit angrenzendem unbebauten Grund-
stiick (Blatt 1073), welches als Zufahrt und Abstellflache ge-
nutzt wurde.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbiicher
eingetragen worden am 16.09.2011 (Blatt 816) und am 03.02.2012
(Blatt 1073).

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf:

Blatt 816: 78.000,00 EUR

Blatt 1073: 9.300,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 15 K 58/11
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Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 7. Mai 2013, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Grof} Gaglow Blatt 237 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung GroB-Gaglow, Flur 1, Flurstiick 792,
Landwirtschaftsfliche, Gro3 Dobberner Straf3e,
5.881 m?
versteigert werden.
Laut Gutachten handelt es sich um ein unbebautes - als Land-
wirtschaftsfldche (reines Agrarland) genutztes - Grundstiick.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.01.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 2.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 137/11

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft soll am
Mittwoch, 8. Mai 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 3672 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 21, Flurstiick 18, Landwirt-

schaftsfliche Spremberger Strafie, Grofe: 478 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit ei-
nem ehemaligen abbruchreifen Kiosk, Bj. vor 1990, leer stehend;
das Grundstiick ist stark verwildert)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 7.200,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 174/10

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft soll am
Mittwoch, 8. Mai 2013, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 3223 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 21, Flurstiick 50, Wiesen-

stra3e 7, Grofle: 485 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit ei-
nem Zweifamilienhaus, einseitig angebaut als Doppelhaushalf-
te, Bj. ca. 1928, zweigeschossig, voll unterkellert, tlw. ausge-
bautes Dachgeschoss, sanierungsbediirftig, leer stehend)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.11.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 33.600,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 172/10

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft sollen am
Montag, 25. Mérz 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Millroser

Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Woltersdorf

Blatt 892 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemif3 Be-

standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Woltersdorf, Flur 5, Flurstiick 8, Grof3e:
490 qm,

1fd. Nr. 2, Gemarkung Woltersdorf, Flur 5, Flurstiick 9, GroBe:
340 qm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.08.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1 (Flur 5 Flurstiick 8):  13.700,00 EUR

Ifd. Nr. 2 (Flur 5 Flurstiick 9):  33.900,00 EUR.

Postanschrift: Am Springeberg 4, 15569 Woltersdorf
Bebauung:

Ifd. Nr. 1: desolate Nebengebdude

1fd. Nr. 2: Wohngebiude

Geschiftszeichen: 3 K 93/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 8. April 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Fiirstenwalde
Blatt 3359 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 106, Flurstiick 27,

GroBe: 802 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 53.700,00 EUR.

Postanschrift: Dr.-Wilhelm-Kiilz-Str. 28, 15517 Fiirstenwalde
Bebauung: Einfamilienhaus und Nebengebiude
Geschifts-Nr.: 3 K 160/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 10. April 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
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Eisenhiittenstadt Blatt 3430 eingetragene Grundstiick, Be-

zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 6, Flur 1, Flurstiick 1217, Gebaude- und Freifldche,
Am Kanal 2 a, Gréfe: 690 qm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

06.10.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 175.000,00 EUR.

Postanschrift: Am Kanal 2 a, 15890 Eisenhiittenstadt
Bebauung: Einfamilienhaus, Garage, Schwimmbecken (defekt)
Geschifts-Nr.: 3 K 131/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 10. April 2013, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gebdudegrundbuch

von Erkner Blatt 4546 auf die Namen:

o I

b) *

-je zu 1/2 Anteil -

eingetragene Gebaudeeigentum, Bezeichnung geméal Bestands-

verzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gebédudeeigentum auf Grund eines dinglichen Nut-
zungsrechtes (iber 500 qm) auf dem Grundstiick
eingetragen im Grundbuch von Erkner Blatt 4407,
Flur 1, Flurstiick 707, Gebdude- und Freiflache Lan-
ge Str. 3, GroBe: 971 m?

Grundstiickseigentiimer: Stadt Erkner

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

05.09.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 1,00 EUR.

Postanschrift: Lange Str. 3, 15537 Erkner

Bebauung: umgebauter Bungalow mit Garagenanbau und
Gartenhaus

Geschafts-Nr.: 3 K 105/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 17. April 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Eisenhiittenstadt Blatt 5430 auf die Namen:

a) * - zu 1/2 Anteil -
b) * - zu 1/4 Anteil -
c) * - zu 1/4 Anteil -

eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsver-

zeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 13, Flurstiick 1225, Gebdude- und Freiflache,
Berliner Str. 16 b, Grofe: 1.015 qm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.02.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 191.000,00 EUR.

Postanschrift: Berliner Str. 16 b, 15890 Eisenhiittenstadt

Bebauung: Zweifamilienwohnhaus mit Photovoltaikanlage,
Garage und Schuppen

Geschéfts-Nr.: 3 K 178/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 17. April 2013, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Gorzig Blatt 429 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 6, Gebdude- und Freiflache, Land-

wirtschaftsfliache, Gorziger Str. 52, GroBe: 8.953 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.12.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 115.000,00 EUR.

Postanschrift: Gorziger Str. 52, 15848 Rietz-Neuendorf OT Gor-
zig

Bebauung: Wohnhaus und Scheunenruine

Geschifts-Nr.: 3 K 172/11

Amtsgericht Liibben

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Montag, 22. April 2013, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben (Spreewald), Ge-
richtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal 11, die in Neu Zauche liegen-
den, im Grundbuch von Neu Zauche Blatt 593 eingetragenen,
nachstehend beschriebenen Grundstiicke
Bestandsverzeichnis Nr. 5
Gemarkung Neu Zauche, Flur 3, Flurstiick 270, Gebaude- und
Freiflache, Siedlung 24 a, grof3 472 m*
Bestandsverzeichnis Nr. 6
Gemarkung Neu Zauche, Flur 3, Flurstiick 271/3, Gebdude- und
Freifliche, Siedlung 24 a, grof3 1.373 m?
versteigert werden.
Bebauung:
Am Rand des gewachsenen Gemeindegebietes Neu Zauche ge-
legenes und mit zwei kleineren zu Wohnzwecken genutzten Ge-
bduden bebautes Grundstiick Siedlung 24 a
Wohnhaus Baujahr ca. 1934 mit Satteldach und integriertem
Windfang, Wohnfldche etwa 67 qm - saniert und modernisiert
Gartenhaus Baujahr ca. 1950 mit Satteldach und integriertem
Windfang, Wohnfldche etwa 47 qm - saniert und modernisiert
sowie Nebengebdude
Die Nutzung des Objektes ist moglich.
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.05.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

43.800,00 EUR fiir das Grundstiick BV 5

(21.900,00 EUR je Miteigentumsanteil)

40.400,00 EUR fiir das Grundstiick BV 6

(20.200,00 EUR je Miteigentumsanteil).

AZ:52K 10/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 22. April 2013, 11:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben (Spreewald), Ge-
richtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal I, das in Krausnick liegende,
im Grundbuch von Krausnick Blatt 416 eingetragene, nachste-
hend beschriebene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 3
Gemarkung Krausnick, Flur 5, Flurstiick 565, Landwirtschafts-
flache, Hauptstrae 109, grof3 999 m?,
Gemarkung Krausnick, Flur 5, Flurstiick 566, Gebiude- und
Freifliche, Landwirtschaftsfliche, Hauptstrae 109, grof3 563 m?
versteigert werden.
Bebauung:
nicht unterkellertes freistehendes Einfamilienwohnhaus in mas-
siver Bauweise - Bungalowstil - Baujahr 2003 im alten Ortskern
von Krausnick
Wohnfldche ca. 113 gm im guten Allgemeinzustand
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 135.000,00 EUR (67.500,00 EUR je Miteigentumsanteil).
AZ: 52K 7/12

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 21. Miérz 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Schenkendorf Blatt 659 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméif Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 4, Gemarkung Schenkendorf, Flur 4, Flurstiick 56/3,
Gebaude- und Freiflache, An den Wiesen 5, Grofie
568 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 230.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
18.04.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15749 Mittenwalde OT Schen-
kendorf, GT Krummensee, An den Wiesen 5. Es ist bebaut mit
einem Einfamilienhaus einschl. 2 Einliegerwohnungen. Die ni-

here Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde,
Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17K 71/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 25. Mirz 2013, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Mahlow Blatt 2315 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Mahlow, Flur 18, Flurstiick 46, Geb&u-

de- und Freifliche, Kiefernweg 68, Grofie 988 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 142.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
28.07.2011 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15831 Mahlow, Kiefernweg 68.
Es ist bebaut mit einem Zweifamilienhaus (Wohnfldche ca. 84 m?
im EG, ca. 80 m* im DG), Bj. ca. 2002. Die nihere Beschreibung
kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorlie-
genden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.
AZ: 17K 145/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 28. Miirz 2013, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von
Bindow Blatt 600 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 6, Gemarkung Bindow, Flur 3, Flurstiick 963, Land-
wirtschaftsflache, Strale am Bach 5, Grofie 770 m?,
Ifd. Nr. 7, Gemarkung Bindow, Flur 3, Flurstiick 964, Land-
wirtschaftsflache, Strafle am Bach 4, Grof3e 1.686 m?,
1fd. Nr. 7, Gemarkung Bindow, Flur 3, Flurstiick 965, Land-
wirtschaftsfliache, Straf3e am Bach 3, Grofie 1.116 m?,
Ifd. Nr. 7, Gemarkung Bindow, Flur 3, Flurstiick 968, Land-
wirtschaftsfliche, Strale am Bach 3, Grofie 430 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist insgesamt auf 208.000,00 EUR festgesetzt
worden.

Davon entfallen

auf die Flurstiicke 964, 965, 968: 156.000,00 EUR

und auf das Flurstiick 963: 52.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
30.12.2011 eingetragen worden.

Die Grundstiicke befinden sich in 15754 Heidesee OT Bindow,
Strafle am Bach 3, 4, 5. Sie sind bebaut mit insgesamt 4 Einfa-
milienhdusern. Die Trinkwasserversorgung erfolgt laut Gutach-
ten {iber einen Brunnen.
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Die ErschlieBung des Flurstiicks 963 erfolgt nur iiber das Flur-
stiick 964.

Das Flurstiick 963 ist mit einem Einfamilienhaus mit Winter-
garten (Bj. ca. 1950) und Nebengelass bebaut.

Die anderen Flurstiicke sind mit einem Einfamilienhaus im Wo-
chenendhausstil (Bj. ca.1950), mit einem Einfamilienhaus mit
Einliegerwohnung (Bj. ca. 1950) und mit einem Wohnhaus mit
iiberdachter Terrasse (Bj. ca. 2000, nie komplett fertiggestellt)
und Nebengebéduden bebaut.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 345/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 7. Mai 2013, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Mahlow Blatt 8067 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Mahlow, Flur 23, Flurstiick 273, Gebéu-

de- und Freifliche, Chopin-Ring 43, Grofie 560 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 110.200,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
09.05.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15831 Blankenfelde-Mahlow
OT Mahlow, Chopinring 43. Es ist bebaut mit einem freistehen-
den Einfamilienhaus.

Angaben zum Wohnhaus: Bj. 2007, 2-geschossig, nicht unter-
kellert, seit Juli 2010 unbewohnt.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 344/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 7. Mai 2013, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Blonsdorf Blatt 80 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Blonsdorf, Flur 2, Flurstiick 114, Groe

2.545 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 133.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
23.10.2008 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14913 Niedergdrsdorf OT Blons-
dorf; Dalichower Straf3e 64. Es ist bebaut mit einem Wohn- und
Geschiftshaus mit Anbau (Raiffeisenmarkt). Die ndhere Be-
schreibung kann bei dem im Amtsgericht Luckenwalde, Zim-

mer 1404 vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnom-
men werden.

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs-
wertes erfolgen.
AZ: 17 K 400/08

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am

Mittwoch, 8. Mai 2013, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von

Zeesen Blatt 2715 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

maf Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zeesen, Flur 8, Flurstiick 286, Gebdu-
de- und Freifldche, Landwirtschaftsfldche, Karl-Lieb-
knecht-Straf3e 17, Grofie 3.059 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 80.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
11.05.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15711 Koénigs-Wusterhausen;
Karl-Liebknecht-Straie 17. Es ist bebaut mit einem halben Ein-
familienhaus, einem Stallgebédude und einem Holzschuppen.
Die nihere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 99/12

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 10. April 2013, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, der im Wohnungs-Grundbuch von Schipkau
Blatt 1033 eingetragene 83,48/1.000 Miteigentumsanteil an dem
Grundstiick; Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
Gemarkung Schipkau,
Flur 2, Flurstiick 1315, Gebdude- und Freifldche, 1.789 m* grof3,
verbunden mit dem Sondereigentum an sdmtlichen im Auftei-
lungsplan mit Nr. 12/4 bezeichneten Rdumlichkeiten (Wohnung
im 1. Obergeschoss rechts nebst Balkon und Kellerraum Nr. 12/4),
versteigert werden.
Lage: Ruhlander Str. 12, 01993 Schipkau
Bebauung: 4 Zi.-Eigentumswohnung mit Keller, ca. 69,5 m’

grof
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.09.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 37.000,00 EUR.

Im Termin am 14.11.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
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der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 61/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 15. April 2013, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Drochow Blatt 56 ein-
getragene Grundstiick; Bezeichnung gemifl Bestandsverzeich-
nis:
Gemarkung Drochow, Flur 1, Flurstiick 68/3, Gebdude- und
Freiflache, Wohnen, Strafe der Jugend 9 a, 1.173 m? grof3,
versteigert werden.
Lage: 01994 Schipkau OT Drochow, Strafie der Jugend 9 a
Bebauung: Doppelhaushélfte mit Nebengebaude
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaB § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 30.000,00 EUR.

Im Termin am 12.12.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 46/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 16. April 2013, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm §, Erd-

geschoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Lauchhammer

Blatt 5495 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemil} Be-

standsverzeichnis:

Gemarkung Lauchhammer, Flur 5, Flurstiick 867, Gebdude- und

Freiflache, 1.946 m* grof3,

versteigert werden.

Lage: Hiittenstrale 4, 01979 Lauchhammer

Bebauung: Einfamilienwohnhaus (seit ca. 1 Jahr leer stehend),
eingeschossig, teilunterkellert, mit ausgebautem
Dachgeschoss, Wohnfliche ca. 190 m? desolate
Schuppen- und Nebengebiude, Garagenkomplex
mit 10 Kleingaragen und zwei Einzelgaragen

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.11.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 67.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 18/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 22. April 2013, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm §, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Neupetershain
Blatt 1208 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemill Be-
standsverzeichnis:

Gemarkung Neupetershain,

Flur 2, Flurstiick 685, Verkehrsfliche, Weg, 31 m?

Flur 2, Flurstiick 686, Gebdude- und Freifliche, Hauptstrale 8,

1.382 m’

versteigert werden.

Lage: 03103 Neupetershain, Hauptstrafe 8

Bebauung: Gaststétten- und Pensionsgebdude mit Nebenge-
béude

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

16.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf43.000,00 EUR, darin sind 800,00 EUR fiir Zubehor enthal-
ten.

Im Termin am 15.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 60/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 6. Mai 2013, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Kofiwig Blatt 61 un-
ter einer laufenden Nummer eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:
Gemarkung Kof3wig, Flur 1
1. Flurstiick 191, Gebdude- und Freifliche, Landwirtschafts-
flache, Vetschauer Strafie 2, 2.654 m? grof3,
2. Flurstiick 192, Landwirtschaftsflache, Ortslage KoBwig,
226 m? groB3,
versteigert werden.
Lage: 03226 Vetschau Ortsteil KoBwig, Vetschauer Strafie 2
Bebauung: eingeschossiges Wohnhaus mit Garage und Scheune
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.02.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 77.200,00 EUR.

Im Termin am 10.10.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 6/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 14. Mai 2013, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Klettwitz Blatt 1021
eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemdfl Bestandsver-
zeichnis:
Gemarkung Klettwitz, Flur 4, Flurstiick 129, Erholungsfléche,
Gebiude- und Freifldche, 1.018 m* grof,
versteigert werden.
Lage: 01998 Klettwitz, Kostebrauer Strafle 41
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Bebauung: zweigeschossiges Zweifamilienwohnhaus, teilun-
terkellert, bereits mehr als drei Jahre ungenutzt,
zweigeschossiger Anbau, (urspriinglich Wohn- und
Geschiftshaus, Bickerei)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

19.07.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 77.000,00 EUR.

Im Termin am 07.02.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 58/11

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 25. Mérz 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Bernau Blatt 6343 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bernau, Flur 39, Flurstiick 109, Gebéu-

de- und Gebaudenebenfldchen, Grofie 356 m?
laut Gutachten vom 06.09.2012:
bebaut mit Mehrfamilienhaus, Baujahr ca. 1900, Sanierung 1996,
voll unterkellert, sechs Wohnungen mit einer Gesamtwohnfla-
che von ca. 400 m?, vermietet, befriedigender bis ausreichender
Zustand, vereinzelt Reparaturriickstau
Lage: 16321 Bernau bei Berlin, Lohmiihlenstralle 38
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
31.05.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 235.000,00 EUR.
AZ:3 K 284/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Mittwoch, 27. Mérz 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Erbbaugrundbuch von Eberswalde Blatt 10068
eingetragene Erbbaurecht, Bezeichnung gemifl Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Erbbaurecht an dem im Grundbuch von Eberswalde
Blatt 4349 Bestandsverzeichnis Nr. 1 gebuchten Grundstiick:
Gemarkung Finow, Flur 19, Flurstiick 91, Gebdude- und Freifl4-
che, Fontanestr. 16, GroBe: 1.099 m?
Dort eingetragen in Abt. II Nr. 2.
Die Zustimmung des Eigentiimers ist erforderlich zur Verdufe-
rung des Erbbaurechts;
Grundstiickseigentiimer: Stadt Eberswalde
laut Gutachten:
Erbbaurecht an einem Grundstiick bebaut mit einer Doppel-
haushélfte, Bj. nach 1930, EG: 6 Zi., Kiiche, Bad, Werkstatt-
raum, Flure, HA/Abstellfl., ca. 175 m*> Wfl.; DG: 1 Zi., Flur, ca.
25 m* WAL, stark sanierungsbediirftig, viele Durchgangszimmer,
hoher Instandhaltungsstau

Lage: Fontanestr. 16, 16227 Eberswalde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.03.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 5.000,00 EUR.
AZ:3K 501/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 27. Mérz 2013, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Sommerfelde Blatt 221 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 10, Gemarkung Eberswalde, Flur 10, Flurstiick 1087,
Gebédude- und Freifldche, ungenutzt, Ostender Ho-
hen, GroB3e: 1.097 m?
laut Gutachten:
unbebautes Grundstiick, Bestandteil eines Umlegungsgebietes,
liegt im Geltungsbereich des rechtskréftigen Bebauungsplans
Nr. 805 ,,Abrundung Ostend* 1. Anderung, dort ausgewiesen als
allgem. Wohngebiet bzw. Mischgebiet, Flurstiick fiir sich allein
nicht bebaubar
Lage: im 0stl. Randbereich des Eberswalder Stadtgebietes, er-
streckt sich unweit nordlich der Bundesstrafle 167 hinter dem
Baumarkt (KAFI)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.05.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 7.200,00 EUR.
AZ:3K 109/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 17. April 2013, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Schéonow Blatt 2641
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemé8 Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 807,6271/10.000 Miteigentumsanteil Gemarkung
Schonow, Flur 4, Flurstiick 454/2, Gebaude- und
Freifliche, Wohnen, Heinrich-Heine-Str. 81, Grofle
1.656 m*
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 1. Ober-
geschoss rechts zur Heinrich-Heine-Strafe
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung im 1. OG eines Mehrfami-
lienhauses, Bauj. 1995/96, Wohnfliche ca. 65 m?, vermietet, er-
hebliche Méngel am Gemeinschaftseigentum u. a. Nisse im Kel-
lerbereich
Lage: Heinrich-Heine-Str. 81, 16321 Bernau
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.12.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 55.000,00 EUR.
AZ:3K469/11
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Wechsel von Aufsichtsratsmitgliedern Dr. Gunter Fischer IHP GmbH - Innovations for High Per-
formance Microelectronics
Bekanntmachung der IHP GmbH - Innovations for Dr. Harald Richter IHP GmbH - Innovations for High Per-
High Performance Microelectronics/ formance Microelectronics
Leibniz-Institut fiir innovative Mikroelektronik Prof. Jorg Steinbach ~ Technische Universitét Berlin
Im Technologiepark 25 Prof. Eicke R. Weber ~ Fraunhofer-Institut fiir Solare Energie-
15236 Frankfurt (Oder) systeme ISE
Nach Mitgliederwechsel gehoren dem Aufsichtsrat der Gesell- Folgendem ausgeschiedenen Mitglied wird fiir seine im Auf-
schaft an: sichtsrat geleistete Arbeit gedankt:
Dr. Claudia Herok Ministerium fiir Wissenschaft, Forschung Prof. Christoph Kutter Fraunhofer-Einrichtung fiir Modulare
und Kultur des Landes Brandenburg Festkorper-Technologien (EMFT)
als Vorsitzende
RD Dr. Ulf Lange Bundesministerium fiir Bildung und
Forschung Frankfurt (Oder), 11. Januar 2013

als stellvertretender Vorsitzender

Dr.-Ing. Peter Draheim Kaustik solar GmbH

Antje Fischer Ministerium der Finanzen des Landes Die Geschiftsfithrung
Brandenburg

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Glaubigeraufruf

Der beim Amtsgericht Potsdam im Vereinsregister unter
dem Aktenzeichen VR 7282 P eingetragene Verein Agape Hilfs-
werk e. V. ist durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom
6. November 2011 aufgeldst. Die Gldubiger werden aufgefor-
dert, ihre Anspriiche anzumelden.

Peter Kohler
Residenzstrafie 42
13409 Berlin

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts
wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank 
BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts 
wird hiervon nicht berührt.
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